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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG Nr. 1138/2011 DES RATES 

vom 8. November 2011 

zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls und zur endgültigen Vereinnahmung des 
vorläufigen Zolls auf die Einfuhren bestimmter Fettalkohole und ihrer Gemische mit Ursprung in 

Indien, Indonesien und Malaysia 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates vom 
30. November 2009 über den Schutz gegen gedumpte Einfuh­
ren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden Län­
dern ( 1 ) („Grundverordnung“), insbesondere auf Artikel 9, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission („Kommission“) 
nach Anhörung des Beratenden Ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

A. VERFAHREN 

1. Vorläufige Maßnahmen 

(1) Mit der Verordnung (EU) Nr. 446/2011 vom 10. Mai 
2011 ( 2 ) („vorläufige Verordnung“) führte die Kommis­
sion einen vorläufigen Antidumpingzoll auf die Einfuhren 
bestimmter Fettalkohole und ihrer Gemische (FOH) mit 
Ursprung in Indien, Indonesien und Malaysia („betroffene 
Länder“) ein. 

(2) Das Verfahren wurde im Wege einer Bekanntmachung 
(„Einleitungsbekanntmachung“) eingeleitet, die am 
13. August 2010 veröffentlicht wurde ( 3 ); die Einleitung 
erfolgte auf einen Antrag hin, der am 30. Juni 2010 von 
zwei Unionsherstellern, Cognis GmbH (Cognis) und Sasol 
Olefins & Surfactants GmbH (Sasol) (zusammen „die An­
tragsteller“), eingereicht worden war. Auf diese beiden 
Unternehmen entfällt mit mehr als 25 % ein erheblicher 
Teil der Gesamtproduktion der untersuchten Ware in der 
Union. 

(3) Wie unter Randnummer 9 der vorläufigen Verordnung 
erläutert, betraf die Untersuchung von Dumping und 
Schädigung den Zeitraum vom 1. Juli 2009 bis zum 

30. Juni 2010 („Untersuchungszeitraum“ oder „UZ“). Die 
Untersuchung der für die Schadensanalyse relevanten 
Entwicklungen betraf den Zeitraum vom 1. Januar 
2007 bis zum Ende des UZ („Bezugszeitraum“). 

2. Weiteres Verfahren 

(4) Nach der Unterrichtung über die wesentlichen Tatsachen 
und Erwägungen, auf deren Grundlage die Einführung 
vorläufiger Antidumpingmaßnahmen beschlossen wor­
den war („vorläufige Unterrichtung“), äußerten sich meh­
rere interessierte Parteien schriftlich zu den vorläufigen 
Feststellungen. Die Parteien, die einen entsprechenden 
Antrag stellten, wurden gehört. 

(5) Die Kommission holte alle weiteren Informationen ein, 
die sie für ihre endgültigen Feststellungen benötigte, und 
prüfte sie. 

(6) Anschließend wurden alle Parteien über die wesentlichen 
Tatsachen und Erwägungen unterrichtet, auf deren 
Grundlage die Einführung eines endgültigen Antidum­
pingzolls auf die Einfuhren bestimmter Fettalkohole 
und ihrer Gemische mit Ursprung in Indien, Indonesien 
und Malaysia sowie die endgültige Vereinnahmung der 
Sicherheitsleistungen für den vorläufigen Zoll empfohlen 
werden sollten („endgültige Unterrichtung“). Nach der 
endgültigen Unterrichtung wurde allen Parteien eine Frist 
zur Stellungnahme eingeräumt. 

(7) Die mündlichen und schriftlichen Stellungnahmen der 
interessierten Parteien wurden geprüft und — soweit an­
gezeigt — berücksichtigt. 

B. BETROFFENE WARE UND GLEICHARTIGE WARE 

1. Betroffene Ware 

(8) Bei der betroffenen Ware handelt es sich um die unter 
den Randnummern 10 und 11 der vorläufigen Verord­
nung genannte Ware, nämlich gesättigte Fettalkohole der 
C-Kettenlängen C8, C10, C12, C14, C16 und C18 (ohne
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verzweigte Isomere), einschließlich gesättigter Fettalko­
hole einer Fraktion (auch als „Einzelfraktionen“ oder „sin­
gle cuts“ bezeichnet), sowie Fettalkoholgemische überwie­
gend der C-Kettenlängenbereiche C6-C8, C6-C10, C8- 
C10, C10-C12 (gewöhnlich als C8-C10 kategorisiert), 
Fettalkoholgemische überwiegend der C-Kettenlängen­
bereiche C12-C14, C12-C16, C12-C18, C14-C16 (ge­
wöhnlich als C12-C14 kategorisiert) und Fettalkoholge­
mische überwiegend des C-Kettenlängenbereichs C16- 
C18 mit Ursprung in Indien, Indonesien und Malaysia, 
die derzeit unter den KN-Codes ex 2905 16 85, 
2905 17 00, ex 2905 19 00 und ex 3823 70 00 einge­
reiht werden. 

(9) Nach der Einführung der vorläufigen Maßnahmen be­
mängelten einige Parteien, die Definition der betroffenen 
Ware sei nicht eindeutig. Sie brachten vor, der Einlei­
tungsbekanntmachung zufolge seien nur lineare FOH in 
die Warendefinition einbezogen, verzweigte Isomere ent­
haltende FOH oder verzweigte FOH dagegen nicht. An­
dere Parteien vertraten die Auffassung, der Ausschluss 
von FOH mit verzweigten Isomeren aus der Oxosynthese 
ergebe keinen Sinn, da sie dieselbe Verwendung aufwie­
sen und auf dem Markt mit linearen FOH konkurrierten. 

(10) Die Untersuchung ergab, dass alle Typen der von dieser 
Untersuchung betroffenen, unter Randnummer 8 be­
schriebenen FOH ungeachtet möglicher Unterschiede 
bei den für ihre Herstellung verwendeten Rohstoffen 
oder beim Herstellungsverfahren dieselben oder sehr ähn­
liche grundlegende materielle, chemische und technische 
Eigenschaften aufweisen und für dieselben Zwecke ver­
wendet werden. Die möglichen Varianten bei der betrof­
fenen Ware ändern weder ihre grundlegende Definition 
noch ihre Eigenschaften, noch ihre Wahrnehmung durch 
die verschiedenen Parteien. 

(11) Daher sollte die in der Einleitungsbekanntmachung ge­
troffene vorläufige Entscheidung beibehalten werden, ver­
zweigte Isomere enthaltende FOH aus der Warendefini­
tion auszuschließen und die Produktion von verzweigter 
FOH dieser Unternehmen aus der Definition der EU-Pro­
duktion auszunehmen (einschließlich derjenigen Unter­
nehmen, die FOH durch Oxosynthese gewinnen). Da zu 
der betroffenen Ware keine weiteren Stellungnahmen ein­
gingen, werden die Feststellungen unter den Randnum­
mern 10 und 11 der vorläufigen Verordnung bestätigt. 

2. Gleichartige Ware 

(12) Unter Randnummer 13 der vorläufigen Verordnung 
wurde bekanntlich vorläufig festgelegt, dass lineare FOH 
und verzweigte FOH keine gleichartigen Waren darstel­
len, weshalb die Daten in Bezug auf Hersteller, die aus 
verzweigten Isomeren bestehende FOH herstellen, in der 
Schadensanalyse unberücksichtigt bleiben sollten. 

(13) Da zu der gleichartigen Ware keine weiteren Stellung­
nahmen eingingen, werden die Feststellungen unter den 
Randnummern 12 und 13 der vorläufigen Verordnung 
bestätigt. 

C. DUMPING 

1. Indien 

1.1. Normalwert 

(14) Da zur Ermittlung des Normalwerts keine Stellungnah­
men eingingen, werden die vorläufigen Feststellungen un­
ter den Randnummern 14 bis 18 der vorläufigen Ver­
ordnung bestätigt. 

1.2. Ausfuhrpreis 

(15) Da zur Ermittlung des Ausfuhrpreises keine Stellungnah­
men eingingen, werden die vorläufigen Feststellungen un­
ter Randnummer 19 der vorläufigen Verordnung bestä­
tigt. 

1.3. Vergleich 

(16) Nach der vorläufigen und der endgültigen Unterrichtung 
machten die beiden indischen ausführenden Hersteller 
erneut geltend, ihre im UZ getätigten Verkäufe an einen 
der ursprünglichen Antragsteller in der Union sollten bei 
der Berechnung der Dumpingspanne unberücksichtigt 
bleiben (siehe Randnummer 22 der vorläufigen Verord­
nung). Die Unternehmen stützten ihr Vorbringen darauf, 
dass nach Artikel 9.1 des Antidumping-Übereinkommens 
der WTO der einzuführende Zoll in der vollen Höhe der 
Dumpingspanne oder niedriger festgesetzt werden sollte. 
Die indischen ausführenden Hersteller bezogen sich fer­
ner auf Artikel 2.4 des WTO-Antidumping-Übereinkom­
mens, nach dem ein fairer Vergleich zwischen dem Aus­
fuhrpreis und dem Normalwert durchgeführt werden 
sollte. Auf dieser Grundlage brachten sie vor, der Antrag­
steller habe mit ihnen den Einkauf sehr großer Mengen 
zu sehr niedrigen Preisen ausgehandelt, und dies genau 
zu dem Zeitpunkt, an dem er seinen Antrag ausgearbeitet 
habe; da die Preise der betreffenden Geschäfte nicht auf 
faire Weise zustande gekommen seien, sollten diese Ge­
schäfte nicht in die Dumpingberechnungen einbezogen 
werden. 

(17) Zunächst ist darauf hinzuweisen, dass das Antidumping- 
Übereinkommen der WTO zwar die Möglichkeit vorsieht, 
einen Zoll unterhalb der vollen Höhe der Dumping­
spanne festzusetzen, dies jedoch nicht verbindlich vor­
schreibt. Artikel 9 Absatz 4 der Grundverordnung 
schreibt lediglich vor, den Antidumpingzoll auf eine 
Höhe zu begrenzen, die ausreicht, um die Schädigung 
zu beseitigen. Im Übrigen gab es keine Beweise dafür, 
dass die Preise zwischen den Parteien nicht frei ausgehan­
delt worden wären. Eine Überprüfung der Gesamtkäufe 
des fraglichen Antragstellers ergab zudem, dass die von 
den beiden ausführenden Herstellern in Indien ausgehan­
delten Preise den Preisen entsprachen, die für Käufe ver­
gleichbarer Waren, welche der fragliche Antragsteller bei 
anderen Lieferanten tätigte, vereinbart wurden. Es zeigte 
sich, dass der Antragsteller die betroffene Ware nicht nur 
im UZ, sondern über mehrere Jahre hinweg von den 
indischen ausführenden Herstellern bezog. Überdies er­
klärte einer der ausführenden Hersteller in einer Anhö­
rung unter dem Vorsitz des Anhörungsbeauftragten, die 
von seinem Unternehmen dem fraglichen Antragsteller in 
Rechnung gestellten Preise seien strukturell niedriger als 
die anderen Abnehmern in Rechnung gestellten Preise. 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass es keinen Be­
weise dafür gibt, dass die Preise nicht auf faire Weise
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zustande gekommen wären, nur weil die Verkäufe an 
einen Antragsteller getätigt wurden, und die Zurückwei­
sung des Einwands wird bestätigt. 

(18) Nach der vorläufigen und der endgültigen Unterrichtung 
beantragten beide indischen ausführenden Hersteller er­
neut eine Berichtigung für die Währungsumrechnung 
nach Artikel 2 Absatz 10 Buchstabe j der Grundverord­
nung; sie verwiesen dabei auf eine nachhaltige Aufwer­
tung der indischen Rupie (INR) gegenüber dem Euro 
(EUR) seit November 2009, die die Dumpingberechnun­
gen verzerren würde (siehe Randnummer 23 der vorläu­
figen Verordnung). Beide ausführenden Hersteller räum­
ten ein, dass ihre Verkaufspreise in der zweiten Hälfte des 
UZ höher gewesen seien als in der ersten Hälfte, sie 
gaben jedoch an, diese Entwicklung sei ausschließlich 
durch einen Anstieg der Rohstoffkosten und durch die 
allgemeine Verbesserung der Marktbedingungen nach 
dem Ende der Wirtschaftskrise bedingt und spiegele nicht 
die Aufwertung der INR gegenüber dem EUR wider. Im 
Übrigen erklärten die Unternehmen, auch wenn sie in der 
Lage wären, ihre Preise regelmäßig und in kurzen Ab­
ständen anzupassen, so könnten sie doch niemals die 
Wechselkursentwicklungen für einen zukünftigen Zeit­
raum genau vorhersagen. 

(19) Die Untersuchung ergab, dass in der zweiten Hälfte des 
UZ zwar der Wert der INR gegenüber dem EUR allmäh­
lich stieg, dass jedoch jeder der indischen ausführenden 
Hersteller die Verkaufspreise seiner wichtigsten Waren, 
die mehreren Hauptabnehmern in Rechnung gestellt wur­
den, tatsächlich von Monat zu Monat änderte, und dies 
insbesondere in der zweiten Hälfte des UZ. Somit gibt es 
keinen Hinweis darauf, dass die Preise für Verkäufe in die 
Union nicht gleichzeitig hätten geändert werden können, 
um auch Änderungen der Wechselkurse innerhalb von 
60 Tagen zu berücksichtigen, wie in Artikel 2 Absatz 
10 Buchstabe j der Grundverordnung und in 
Artikel 2.4.1 des WTO-Antidumping-Übereinkommens 
vorgesehen. Da die Preise in mehreren Fällen häufig ge­
ändert wurden, hätte dabei auch etwaigen Änderungen 
der Wechselkurse Rechnung getragen werden können. 
Dies zeigte zudem, dass der FOH-Markt im Allgemeinen 
so offen ist, dass häufige Preisänderungen akzeptiert wer­
den. Daher gibt es auch in Fällen, in denen die Preise 
weniger häufig geändert wurden, keinen Beweis dafür, 
dass der Grund für die Preisänderung nicht eine ge­
schäftsbedingte Entscheidung der Parteien war. In An­
betracht der Tatsache, dass die Preise rasch angepasst 
werden können, um einer veränderten Marktsituation 
Rechnung zu tragen (im vorliegenden Fall angeblich ge­
änderten Wechselkursen), hatten die indischen ausführen­
den Hersteller durchaus die Möglichkeit, ihre Verkaufs­
preise an diese Entwicklungen anzupassen, wenn sie 
dies gewünscht hätten, und offensichtlich haben sie dies 
in mehreren Fällen auch getan. Aus diesen Gründen ist 
eine Berichtigung für die Währungsumrechnung nicht 
gerechtfertigt, und das Vorbringen wird zurückgewiesen. 

(20) Nach der vorläufigen Unterrichtung machte ein ausfüh­
render Hersteller in Indien geltend, eine Berichtigung für 
Unterschiede bei den indirekten Steuern nach Artikel 2 

Absatz 10 Buchstabe b der Grundverordnung, wie sie für 
bestimmte Warentypen vorgenommen worden sei, hätte 
auch für Waren und Gemische der Kettenlängen C12 und 
C14 erfolgen müssen, da die Abgabe auf die bei ihrer 
Herstellung eingesetzten Rohstoffe nach der Ausfuhr der 
Waren erstattet worden sei. Es wurden indessen im Ver­
lauf der Untersuchung keine vor Ort nachprüfbaren In­
formationen vorgelegt, die belegt hätten, dass derartige 
Abgaben tatsächlich später erstattet worden wären. 
Nach der endgültigen Unterrichtung erklärte das Unter­
nehmen, seine Stellungnahme sei falsch verstanden wor­
den; alle für die Herstellung von Waren und Gemischen 
der Kettenlängen C12 und C14 verwendeten Rohstoffe 
seien zollfrei eingeführt worden. Da indirekte Steuern 
entrichtet werden müssten, wenn diese Rohstoffe an­
schließend in Waren eingingen, die auf dem Inlandsmarkt 
verkauft würden, müsse, so das Unternehmen, für diese 
spezifischen Warentypen eine Berichtigung des Normal­
werts vorgenommen werden. Aus den bei der Überprü­
fung vorgelegten Beweisen geht indessen hervor, dass die 
spezifischen Rohstoffe, die für die Herstellung von Wa­
rentypen der Kettenlängen C12 und C14 benötigt wer­
den und die im UZ zollfrei eingeführt wurden, lediglich 
für die Herstellung eines Teils der im UZ von dem Un­
ternehmen getätigten Ausfuhrverkäufe dieser Ware aus­
reichten. Es steht somit fest, dass mindestens zwei Drittel 
der ausgeführten Ware der Kettenlängen C12 und C14 
unter Verwendung von Rohstoffen hergestellt wurden, 
für die Einfuhrzölle entrichtet worden waren. Da das 
Unternehmen zu keinem Zeitpunkt Beweise dafür vor­
legte, dass irgendwelche dieser zollfrei eingeführten Roh­
stoffe für Ausfuhrverkäufe in die Union und nicht für 
Ausfuhrverkäufe in Drittländer verwendet wurden, wird 
der Einwand zurückgewiesen. 

(21) Da zum Vergleich keine weiteren Stellungnahmen vor­
liegen, werden die Feststellungen unter den Randnum­
mern 20 und 23 der vorläufigen Verordnung bestätigt. 

1.4. Dumpingspanne 

(22) Da zur Berechnung der Dumpingspanne keine Stellung­
nahmen eingingen, werden die Feststellungen unter den 
Randnummern 24 bis 26 der vorläufigen Verordnung 
bestätigt. 

(23) Die endgültige Dumpingspanne, ausgedrückt in Prozent 
des cif-Nettopreises frei Grenze der Union, unverzollt, 
wird wie folgt festgelegt: 

Unternehmen Endgültige Dumpingspanne 

Godrej Industries Limited 9,3 % 

VVF Limited 4,8 % 

Alle übrigen Unternehmen 9,3 %
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2. Indonesien 

2.1. Normalwert 

(24) Nach der vorläufigen und der endgültigen Unterrichtung 
brachte ein ausführender Hersteller in Indonesien vor, bei 
der Prüfung der Rentabilität der Geschäfte hätte die Ver­
teilung der Vertriebs-, Verwaltungs- und Gemeinkosten 
(VVG) auf die einzelnen Geschäfte nicht auf Umsatzbasis 
erfolgen dürfen; dies habe dazu geführt, dass eine Reihe 
von Geschäften für nicht gewinnbringend befunden wor­
den seien. Die Prüfung des Vorbringens ergab jedoch, 
dass eine Zurechnung der VVG-Kosten zu den einzelnen 
Geschäften auf Umsatzbasis in Anbetracht der Beschaf­
fenheit dieser Kosten, die eher wertbezogen als mengen­
bezogen sind, angemessener ist. Im Übrigen bleibt der 
Gesamtbetrag der den einzelnen Warentypen zugerech­
neten VVG-Kosten derselbe, ungeachtet dessen, welche 
der beiden Methoden für die Zuordnung der VVG-Kosten 
zu einzelnen Geschäftsvorgängen angewandt wird. 
Schließlich wurden die Geschäfte, für die der ausführende 
Hersteller das Ergebnis der Rentabilitätsprüfung in Frage 
stellte, erneut geprüft; es bestätigte sich, dass diese Ge­
schäfte nicht gewinnbringend waren. Das Vorbringen 
wird daher zurückgewiesen. 

(25) Derselbe ausführende Hersteller in Indonesien brachte des 
Weiteren vor, bei der Bestimmung der Gewinnspanne im 
Rahmen der Berechnung des Normalwerts sollte der Ge­
winn aus Verkäufen der einzelnen Warentypen, die der 
Untersuchung zufolge nicht im normalen Handelsverkehr 
getätigt wurden, nicht ausgenommen werden, da mehr 
als 80 % der gesamten Inlandsverkäufe gewinnbringend 
seien. Hinsichtlich dieses Vorbringens wird daran er­
innert, dass die Feststellung, welche Verkäufe im norma­
len Handelsverkehr getätigt wurden, je Warentyp erfolgt 
(siehe Randnummern 29 bis 32 der vorläufigen Verord­
nung), da dies das angemessenste Verfahren ist, um die 
Verkaufspreise exakt den entsprechenden Produktions­
kosten zuzuordnen. Zudem schließt Artikel 2 Absatz 6 
der Grundverordnung nicht aus, dass die untersuchte 
Ware, wo dies angezeigt erscheint, in Warentypen unter­
teilt wird. Daher werden Verkäufe, die der Untersuchung 
zufolge nicht im normalen Handelsverkehr getätigt wur­
den, auf der Ebene des Warentyps aus der Berechnung 
des Gewinns, der bei der Ermittlung des Normalwerts 
verwendet wird, ausgenommen. Das Vorbringen wird da­
her zurückgewiesen. 

(26) Derselbe ausführende Hersteller in Indonesien wandte 
ferner ein, bei der Berechnung des Normalwerts für be­
stimmte Warentypen seien keine Abzüge vorgenommen 
worden, um die Normalwerte wieder auf die Stufe ab 
Werk zu bringen. Diesem Einwand wurde stattgegeben 
und die Berechnung entsprechend geändert. 

(27) Da bezüglich der Ermittlung des Normalwerts keine wei­
teren Stellungnahmen eingingen, werden die vorläufigen 
Feststellungen unter den Randnummern 27 bis 33 der 
vorläufigen Verordnung — mit der unter Randnummer 
26 dargelegten Berichtigung — bestätigt. 

2.2. Ausfuhrpreis 

(28) Nach der vorläufigen Unterrichtung wandte ein ausfüh­
render Hersteller in Indonesien ein, die Kommission habe 

nicht begründet, weshalb der seinem verbundenen Ein­
fuhrunternehmen in der Union in Rechnung gestellte 
Preis für unzuverlässig gehalten wurde und weshalb der 
Ausfuhrpreis in Bezug auf diese Verkäufe nach Artikel 2 
Absatz 9 der Grundverordnung berechnet worden sei. 
Hierzu ist anzumerken, dass Verrechnungspreise zwi­
schen verbundenen Unternehmen nicht als zuverlässig 
angesehen werden, da sie künstlich auf unterschiedlichen 
Höhen festgesetzt worden sein könnten, je nachdem, was 
für die betroffenen verbundenen Unternehmen vorteilhaf­
ter wäre. Daher wird der Ausfuhrpreis nach Artikel 2 
Absatz 9 der Grundverordnung unter Berücksichtigung 
einer angemessenen Gewinnspanne unabhängig von 
dem tatsächlichen Gewinn aus den Verrechnungspreisen 
berechnet, wodurch jegliche Verzerrung, die sich aus den 
Verrechnungspreisen ergeben könnte, vermieden wird. 
Das Vorbringen wird daher zurückgewiesen. 

(29) Hinsichtlich der Ausfuhrverkäufe in die Union, die über 
verbundene Einführer in der Union abgewickelt werden, 
brachten beide indonesischen Ausführer im Anschluss an 
die vorläufige Unterrichtung vor, die bei der Berechnung 
des Ausfuhrpreises nach Artikel 2 Absatz 9 der Grund­
verordnung verwendete Gewinnspanne sei nicht an­
gemessen. Beide argumentierten, die bei der vorläufigen 
Untersuchung zugrunde gelegte Gewinnspanne beziehe 
sich nur auf einen einzigen, eingeschränkt mitarbeitenden 
Einführer und sei nicht überprüft worden; daher sei sie 
nicht zuverlässig. Sie schlugen statt dessen vor, wie bei 
anderen Untersuchungen eine Gewinnspanne von 5 % 
anzusetzen. In Anbetracht der geringen Mitarbeit un­
abhängiger Einführer bei dieser Untersuchung wird dem 
Vorbringen stattgegeben; es wurde eine Gewinnspanne 
von 5 % angewandt, die den bei vorangegangenen Unter­
suchungen für denselben Sektor zugrunde gelegten Ge­
winnspannen entspricht. 

(30) Da zum Vergleich keine weiteren Stellungnahmen eingin­
gen, werden die Feststellungen unter den Randnummern 
34 bis 36 der vorläufigen Verordnung — mit der unter 
Randnummer 29 erläuterten Anpassung — bestätigt. 

2.3. Vergleich 

(31) Nach der vorläufigen Unterrichtung wiesen beide indone­
sischen Ausführer darauf hin, dass für die Verkäufe über 
ihre jeweiligen verbundenen Händler in einem Drittland 
keine Berichtigung für Unterschiede bei den Provisionen 
nach Artikel 2 Absatz 10 Buchstabe i hätte vorgenom­
men werden dürfen. Beide Unternehmen argumentierten, 
ihre Produktionsunternehmen in Indonesien und die je­
weiligen verbundenen Händler in Singapur bildeten eine 
wirtschaftliche Einheit; die Händler im Drittland fungier­
ten dabei als Ausfuhrabteilung ihrer verbundenen indo­
nesischen Unternehmen. In beiden Fällen werden jedoch 
sowohl die Inlandsverkäufe als auch einige Ausfuhrver­
käufe in Drittländer direkt vom Hersteller in Indonesien 
in Rechnung gestellt, und die Händler in Singapur erhal­
ten eine spezielle Provision. Im Falle eines der indonesi­
schen Unternehmen wird diese Provision in einem Ver­
trag genannt, der sich lediglich auf Ausfuhrverkäufe er­
streckt. Zudem verkaufen die Händler im Drittland auch 
Waren, die von anderen Herstellern hergestellt wurden, in 
einem Fall auch von unabhängigen Herstellern. Daher

DE L 293/4 Amtsblatt der Europäischen Union 11.11.2011



üben die beiden verbundenen Händler in Singapur ein­
deutig ähnliche Funktionen aus wie ein auf Provisions­
grundlage tätiger Vertreter. Das Vorbringen wird daher 
zurückgewiesen. 

(32) Nach der endgültigen Unterrichtung brachten die indo­
nesische Regierung und ein ausführender Hersteller in 
Indonesien erneut das unter der vorangegangenen Rand­
nummer angeführte Argument der wirtschaftlichen Ein­
heit vor. Sie erklärten, in der Rechtssache Matsushita 
gegen Rat ( 1 ) habe der Gerichtshof festgestellt, die Tatsa­
che, dass der Hersteller bestimmte Vertriebsaufgaben 
selbst wahrnehme, bedeute nicht, dass ein Herstellungs­
unternehmen und ein Handelsunternehmen nicht eine 
wirtschaftliche Einheit bilden könnten. Ferner machten 
sie geltend, die Verkäufe in Drittländer, die vom Ausfüh­
rer direkt und nicht über den Händler in Singapur abge­
wickelt würden, machten lediglich einen geringen Pro­
zentsatz der Ausfuhrverkäufe aus; in seinem Interpipe- 
Urteil ( 2 ) habe das Gericht erster Instanz befunden, ge­
ringe Mengen von Direktverkäufen durch den Hersteller 
unterstützten nicht das Vorbringen, dass keine wirtschaft­
liche Einheit vorliege. Schließlich wandten sie noch ein, 
in der Rechtssache Canon gegen Rat ( 3 ) habe die Tatsa­
che, dass eine Vertriebs-Tochtergesellschaft zugleich Wa­
ren anderer Unternehmen vertrieb, nichts an der Feststel­
lung zum Vorliegen einer wirtschaftlichen Einheit geän­
dert. 

(33) In der Rechtssache Matsushita gegen Rat befand der Ge­
richtshof zwar, in diesem Fall könnten die Gemein­
schaftsorgane selbst dann, wenn der Hersteller bestimmte 
Vertriebsaufgaben selbst wahrnehme, gleichwohl die Fest­
stellung treffen, dass er mit einer oder mehreren der von 
ihm kontrollierten Vertriebs-Tochtergesellschaften eine 
wirtschaftliche Einheit bilde; hieraus ergibt sich jedoch 
nicht zwangsläufig, dass eine Verpflichtung besteht, einen 
Hersteller und seine verbundenen Vertriebsgesellschaften 
stets als wirtschaftliche Einheit anzusehen. Zudem tätigte 
der Hersteller in der Rechtssache Matsushita gegen Rat, 
anders als der ausführende Hersteller in Indonesien, selbst 
keinerlei Direktverkäufe. Des Weiteren stellte im Urteil 
Interpipe die Tatsache, dass auf Direktverkäufe des aus­
führenden Herstellers nur ein begrenzter Prozentsatz der 
Gesamtverkäufe in die Union entfiel, nur eines der vom 
Gericht erster Instanz gewürdigten Elemente dar. Noch 
wichtiger ist, dass das Gericht hervorhob, dass diese Di­
rektverkäufe in die neuen Mitgliedstaaten nur in einer 
Übergangsphase erfolgten. Im vorliegenden Fall hingegen 
deuten die vorgelegten Beweise darauf hin, dass die Di­
rektverkäufe des Herstellers in bestimmte Drittländer 
nicht zeitlich begrenzt, sondern zumindest im Grundsatz 
struktureller Art sind, d. h. ständig stattfinden. Außerdem 
machen diese Verkäufe einen erheblichen Prozentsatz der 
Inlandsverkäufe eines jeden der betroffenen Hersteller 
aus. In der Rechtssache Canon gegen Rat schließlich 
schlossen die Verkäufe, die von der Vertriebs-Tochterge­
sellschaft des ausführenden Herstellers auf dem Inlands­
markt getätigt wurden, zwar andere Waren ein, die aber 

lediglich unter einem anderen Firmennamen vertrieben 
wurden und alle von dem ausführenden Hersteller selbst 
hergestellt worden waren. Das Vorbringen wird daher 
zurückgewiesen. 

(34) Ein indonesisches Unternehmen brachte des Weiteren 
vor, auch wenn das Konzept der einzigen Wirtschafts­
einheit nicht akzeptiert werden sollte, so habe die Kom­
mission doch eine „doppelte Spanne“ angewandt, indem 
sie vom Ausfuhrpreis für unabhängige Abnehmer in der 
Union sowohl einen Gewinn für den verbundenen Ein­
führer in der Union als auch eine Provision für den ver­
bundenen Händler im Drittland abgezogen habe. Diese 
beiden Elemente wurden indessen für unterschiedliche 
Zwecke berücksichtigt und getrennt in Abzug gebracht. 
Wie unter Randnummer 28 erläutert, wird der Ausfuhr­
preis von Ausfuhrverkäufen, die über verbundene Einfüh­
rer in der Union abgewickelt werden, nach Artikel 2 
Absatz 9 der Grundverordnung auf der Grundlage des 
Preises errechnet, zu dem die eingeführten Waren erst­
mals an einen unabhängigen Käufer weiterverkauft wer­
den. In diesen Fällen wird eine Berichtigung für den ent­
standenen Gewinn vorgenommen, um einen zuverlässi­
gen Ausfuhrpreis frei Grenze der Union zu ermitteln. Die 
Provision für den verbundenen Händler im Drittland 
wurde dagegen nach Artikel 2 Absatz 10 Buchstabe i 
der Grundverordnung abgezogen. Daher wird das Vor­
bringen zurückgewiesen. 

(35) Das Unternehmen wandte außerdem ein, falls der Aus­
fuhrpreis nach Artikel 2 Absatz 10 Buchstabe i berichtigt 
werden sollte, um die Provision des verbundenen Händ­
lers im Drittland zu berücksichtigen, so müsse dieselbe 
Berichtigung auch am Normalwert vorgenommen wer­
den, da dieser Händler auch die Inlandsverkäufe koor­
diniere. Der schriftliche Vertrag zwischen dem Händler 
und dem Hersteller in Indonesien betrifft jedoch nur Aus­
fuhrverkäufe. Überdies werden Inlandsverkäufe von dem 
Unternehmen in Indonesien in Rechnung gestellt. Das 
Vorbringen wird daher zurückgewiesen. 

(36) Hinsichtlich der Berichtigung nach Artikel 2 Absatz 10 
Buchstabe i der Grundverordnung wird es für angezeigt 
gehalten, eine angemessene Gewinnspanne unabhängig 
vom tatsächlichen Gewinn aus den Verrechnungspreisen 
heranzuziehen, um etwaige Verzerrungen, die sich aus 
den Verrechnungspreisen ergeben könnten, zu vermei­
den. Daher wurden die tatsächlichen Gewinnspannen 
der Händler im Drittland, die bei der vorläufigen Unter­
suchung verwendet wurden, durch eine Gewinnspanne 
von 5 % ersetzt, die für die Tätigkeiten von Handelsunter­
nehmen im Chemiesektor bereits in früheren Fällen ( 4 ) für 
angemessen erachtet wurde. 

(37) Ein weiteres indonesisches Unternehmen wandte ein, die 
Kommission habe die Provisionskosten für Verkäufe über 
seinen verbundenen Einführer in der Union zweimal ab­
gezogen. Dem Unternehmen zufolge wurde bei der Be­
rechnung des Ausfuhrpreises nach Artikel 2 Absatz 9 der
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Grundverordnung eine Berichtigung sowohl für die VVG- 
Kosten des verbundenen Einführers als auch für Provisi­
onskosten als unmittelbar mit dem Verkauf zusammen­
hängende Ausgabe vorgenommen. Da die Provisionskos­
ten bereits in den VVG-Kosten enthalten seien, habe dies 
zu einem doppelten Abzug zur Berücksichtigung von 
Provisionskosten geführt. Der Einwand wurde für berech­
tigt erachtet und die Berechnung entsprechend geändert. 

(38) Eines der Unternehmen forderte erneut eine Berichtigung 
für Unterschiede bei den materiellen Eigenschaften mit 
der Begründung, es führe die betroffene Ware sowohl 
in flüssiger als auch in fester Form in die Union aus, 
verkaufe sie auf dem Inlandsmarkt jedoch nur in fester 
Form, und die Preise für die untersuchte Ware in flüssiger 
Form seien niedriger als die für die feste Form (siehe 
Randnummer 39 der vorläufigen Verordnung). Zur Stüt­
zung seines Vorbringens legte das Unternehmen die Ko­
pie zweier Rechnungen für Verkäufe auf andere Ausfuhr­
märkte vor. Diese Unterlage konnte indessen in diesem 
fortgeschrittenen Stadium des Verfahrens nicht mehr 
überprüft werden; es konnte auch nicht festgestellt wer­
den, ob der geltend gemachte Preisunterschied auf alle 
Fälle zutraf, in denen die vorstehend genannten Unter­
schiede der materiellen Eigenschaften bestehen. Das Vor­
bringen wird daher zurückgewiesen. 

(39) Nach der vorläufigen Unterrichtung brachte ein indone­
sischer Ausführer vor, der in der vorläufigen Verordnung 
für die Berechnung der Kreditkosten seines verbundenen 
Einführers in der Union herangezogene Zinssatz sei un­
verhältnismäßig; er schlug vor, statt dessen einen Zins­
satz auf der Grundlage der von der Deutschen Bundes­
bank veröffentlichten Zahlen für den UZ zu verwenden. 
Da der Zinssatz, der in der vorläufigen Verordnung für 
die Berechnung der Kreditkosten dieses Unternehmens 
herangezogen wurde, auf Informationen beruhte, die an­
dere Parteien vorgelegt hatten, und mithin deren beson­
dere finanzielle Lage widerspiegelte, die nicht zwangsläu­
fig auch auf den fraglichen verbundenen Einführer zu­
trifft, wurde dem Vorbringen stattgegeben und die Be­
rechnung wurde entsprechend geändert. 

(40) Da keine weiteren Stellungnahmen zum Vergleich vor­
liegen, werden die vorläufigen Feststellungen unter den 
Randnummern 37 bis 40 der vorläufigen Verordnung — 
mit den unter den Randnummern 34, 35 und 37 darge­
legten Berichtigungen — bestätigt. 

2.4. Dumpingspanne 

(41) Da zur Berechnung der Dumpingspanne keine weiteren 
Stellungnahmen eingingen, werden die Feststellungen un­
ter den Randnummern 41 und 42 der vorläufigen Ver­
ordnung bestätigt. 

(42) Die endgültige Dumpingspanne, ausgedrückt in Prozent 
des cif-Nettopreises frei Grenze der Union, unverzollt, 
wird wie folgt festgelegt: 

Unternehmen Vorläufige Dumpingspanne 

P.T. Ecogreen Oleochemicals 7,3 % 

P.T. Musim Mas 5,4 % 

Alle übrigen Unternehmen 7,3 % 

3. Malaysia 

3.1. Normalwert 

(43) Im Anschluss an die vorläufige Unterrichtung brachte 
einer der ausführenden Hersteller in Malaysia vor, die 
Rentabilitätsprüfung im Rahmen der Bewertung der Ge­
schäfte im normalen Handelsverkehr (siehe Randnummer 
46 der vorläufigen Verordnung) hätte nicht anhand des 
gewogenen Durchschnitts der jährlichen Produktionskos­
ten vorgenommen werden dürfen; statt dessen hätten in 
Anbetracht der täglichen Preisschwankungen beim 
Hauptrohstoff die individuellen Kosten der einzelnen In­
landsgeschäfte herangezogen werden müssen. Zu diesem 
Vorbringen ist darauf hinzuweisen, dass es die übliche 
Praxis der Kommission ist, die Rentabilitätsprüfung an 
den gewogenen durchschnittlichen Produktionskosten 
auszurichten. An dieses Konzept hatte sich das Unterneh­
men in seiner Fragebogenantwort gehalten, und es bildete 
auch die Grundlage für den Kontrollbesuch vor Ort, bei 
dem die von dem Unternehmen gemeldeten Daten mit 
den Büchern des Unternehmens abgeglichen wurden. Die 
Forderung, auf Geschäftsvorgängen beruhende Produkti­
onskosten zu verwenden, was eine erhebliche Abwei­
chung von der üblichen Praxis der Kommission bedeuten 
würde, wurde in der Stellungnahme des Unternehmens 
zu der Mitteilung über die vorläufigen Feststellungen erst­
malig geltend gemacht, und die entsprechenden Zahlen 
konnten daher nicht vor Ort überprüft werden. Es sei 
ferner darauf hingewiesen, dass die Aufstellungen der 
Kosten einzelner Geschäftsvorgänge, die das Unterneh­
men zur Stützung seiner Forderung vorlegte, weitgehend 
auf Schätzungen beruhen und daher keine genaueren und 
repräsentativeren Kostenangaben darstellen als die ur­
sprünglich von dem Unternehmen gemeldeten und vor 
Ort überprüften Daten. Schließlich ist noch anzumerken, 
dass die Struktur der vorgelegten neuen Kostenaufstel­
lung keinen Abgleich mit dem entsprechenden Teil der 
Managementberichte gestattet, die vor Ort überprüft wur­
den. Daher wird das Vorbringen zurückgewiesen. 

(44) Der malaysische Ausführer, der keine Inlandsverkäufe tä­
tigte (siehe Randnummer 51 der vorläufigen Verord­
nung), brachte vor, die für die Berechnung des Normal­
werts verwendeten Beträge für VVG-Kosten und für Ge­
winne sollten nicht auf dem gewogenen Durchschnitt der 
tatsächlichen Beträge beruhen, die für die beiden anderen 
ausführenden Hersteller ermittelt wurden, welche die 
gleichartige Ware auf dem malaysischen Markt verkaufen. 
Der Ausführer gab an, diese Zahlen seien nicht repräsen­
tativ, denn sein Unternehmen nutze andere Herstellungs­
methoden, bei denen unterschiedliche Grundrohstoffe 
eingesetzt würden. Hinsichtlich dieses Vorbringens sei 
daran erinnert, dass für die Berechnung des Normalwerts 
die von dem Unternehmen selbst angegebenen Herstell­
kosten verwendet wurden. Lediglich den Beträgen der 
VVG-Kosten wurden die Angaben zugrunde gelegt, die 
von den beiden anderen ausführenden Herstellern in Ma­
laysia vorgelegt wurden. Der Betrag für Gewinne wurde 
wie unter Randnummer 45 dargelegt ermittelt. Außer­
dem konnte das Unternehmen die angeblichen Auswir­
kungen der angewandten Herstellungsmethode auf die 
VVG-Kosten nicht erläutern. Ferner ist darauf hinzuwei­
sen, dass nur ein begrenzter Teil der Produktion des 
Unternehmens auf der angeblich unterschiedlichen Her­
stellungsmethode beruht, während für einen beträcht­
lichen Teil der Produktion dasselbe Herstellungsverfahren
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verwendet wird und dieselben Grundrohstoffe eingesetzt 
werden wie im Falle der beiden anderen malaysischen 
Hersteller. Mithin wird der Schluss gezogen, dass das 
Unternehmen nicht nachweisen konnte, dass die verwen­
deten Zahlen nicht repräsentativ waren; das diesbezügli­
che Vorbringen wird zurückgewiesen. 

(45) Derselbe malaysische Ausführer machte des Weiteren gel­
tend, falls die Kommission für die Ermittlung der VVG- 
Kosten dennoch die Daten der beiden anderen Ausführer 
heranziehen sollte, so sollten diese Daten auf den gewo­
genen Durchschnittswerten für sämtliche Inlandsgeschäfte 
dieser ausführenden Hersteller beruhen und nicht nur auf 
denen der gewinnbringenden Geschäfte. Diesem Vorbrin­
gen wurde grundsätzlich stattgegeben. Was die VVG-Kos­
ten anbelangt, wird mithin bestätigt, dass für die Berech­
nung des Normalwerts die durchschnittlichen VVG-Kos­
ten aller Inlandsgeschäfte der beiden ausführenden Her­
steller in Malaysia herangezogen wurden. Die für diese 
Berechnung verwendeten Zahlen wurden bei Kontroll­
besuchen bei den jeweiligen malaysischen Unternehmen 
überprüft. Was die Ermittlung des Gewinns betrifft, so ist 
darauf hinzuweisen, dass es nicht möglich war, anhand 
der von den beiden anderen ausführenden Herstellern 
verzeichneten Beträge einen Betrag für den Gewinn zu 
ermitteln. Eine solche Berechnung würde insgesamt einen 
Verlustbetrag ergeben. Auf dieser Grundlage konnten so­
mit keine Gewinndaten ermittelt werden. Der Einwand 
des malaysischen Ausführers, ein Negativbetrag könne 
für die Berechnung des Normalwerts als Betrag für den 
Gewinn verwendet werden, wird daher zurückgewiesen. 
Tatsächlich impliziert der Begriff Gewinn zwangsläufig, 
dass es sich um einen positiven Betrag handelt. Des Wei­
teren wurde geprüft, ob der Gewinnbetrag anhand der 
gewinnbringenden Verkäufe des ausführenden Herstellers 
in Malaysia ermittelt werden könnte; dieses Vorgehen 
wurde indessen verworfen, da es im Widerspruch zu 
den WTO-Feststellungen im Fall der Einfuhren von Bett­
wäsche aus Baumwolle aus Indien gestanden hätte ( 1 ). 
Daher muss die Berechnung des Gewinns nach 
Artikel 2 Absatz 6 Buchstabe c der Grundverordnung 
anhand einer anderen vertretbaren Methode erfolgen; da 
keine anderen Daten zur Verfügung standen, wurde der 
langfristige marktübliche Zinssatz in Malaysia als die am 
besten geeignete Grundlage für die Ermittlung des Ge­
winns betrachtet. Diese Methode wurde als vorsichtig, 
vertretbar und am besten geeignet im Sinne des Artikels 
2 Absatz 6 Buchstabe c der Grundverordnung angesehen. 
Es ist darauf hinzuweisen, dass die so ermittelte Gewinn­
spanne nicht höher ist als der Gewinn, den andere aus­
führende Hersteller mit dem Verkauf von Waren dersel­
ben allgemeinen Warengruppe auf dem Inlandsmarkt des 
Ursprungslandes erzielen. 

(46) Da zur Ermittlung des Normalwerts keine weiteren Stel­
lungnahmen eingingen, werden die vorläufigen Feststel­
lungen unter den Randnummern 44 bis 51 der vorläu­
figen Verordnung — mit der unter Randnummer 45 
dargelegten Änderung — bestätigt. 

3.2. Ausfuhrpreis 

(47) Hinsichtlich der Ausfuhrverkäufe in die Union, die über 
verbundene Einführer in der Union abgewickelt werden, 
brachten die beiden malaysischen Ausführer im 

Anschluss an die vorläufige Unterrichtung vor, die bei 
der Berechnung des Ausfuhrpreises nach Artikel 2 Absatz 
9 der Grundverordnung verwendete Gewinnspanne sei 
nicht angemessen. Eines der Unternehmen untermauerte 
sein Vorbringen durch auf den UZ bezogene Rentabili­
tätszahlen einiger seiner unabhängigen Händler in Eu­
ropa. Hierzu ist anzumerken, dass diese Zahlen nicht 
als repräsentativ betrachtet werden können, da die ange­
gebenen Händler mit einer großen Bandbreite chemischer 
Erzeugnisse handeln; in einem Fall ist der Händler gleich­
zeitig auch Hersteller. Daher können die Zahlen nicht als 
zuverlässige Bezugswerte betrachtet werden. Das zweite 
Unternehmen machte geltend, sein verbundener Einfüh­
rer in der Union solle nicht als Vertreiber, sondern als 
verbundener Vertreter behandelt werden; daher sollte die 
Berichtigung für VVG-Kosten und für Gewinne bei der 
Berechnung des Ausfuhrpreises nicht höher sein als der 
Prozentsatz der Provision, die den in diesem Sektor tä­
tigen unabhängigen Vertretern üblicherweise gezahlt 
wird. Das Unternehmen legte seine Vereinbarungen mit 
unabhängigen Vertretern als Bezugsbasis vor. Nach der 
endgültigen Unterrichtung wurde dieses Vorbringen wei­
ter ausgeführt, wobei argumentiert wurde, dass im Fall 
der Einfuhr von Wolframelektroden ( 2 ) der Gewinn eines 
verbundenen Einführers als zuverlässig erachtet und für 
die Berechnung des Ausfuhrpreises akzeptiert worden sei. 
Zu diesem Vorbringen ist anzumerken, dass Artikel 2 
Absatz 9 der Grundverordnung keine unterschiedliche 
Behandlung zwischen verbundenen Einführern, die an­
geblich als Vertreiber tätig sind, und Einführern, die an­
geblich als Vertreter tätig sind, vorsieht. 

Nach Artikel 2 Absatz 9 sind Berichtigungen für alle 
zwischen der Einfuhr und dem Wiederverkauf entstande­
nen Kosten und Gewinne vorzunehmen. Ferner ist darauf 
hinzuweisen, dass den Untersuchungsergebnissen zufolge 
das verbundene Unternehmen in der Union angesiedelt 
ist. Es erledigt unter anderem die Kundenaufträge und die 
Rechnungsstellung für die von seinem verbundenen Aus­
führer hergestellte betroffene Ware, außerdem obliegt 
ihm die Abwicklung der Zollformalitäten für das Gebiet 
der Union. Die Tatsache, dass bestimmte Tätigkeiten vor 
der Einfuhr durch den verbundenen Ausführer durch­
geführt werden, bedeutet nicht, dass der Ausfuhrpreis 
nicht auf der Grundlage des dem ersten unabhängigen 
Abnehmer in Rechnung gestellten Weiterverkaufspreises 
unter Vornahme der notwendigen Berichtigungen nach 
Artikel 2 Absatz 9 rechnerisch ermittelt werden könnte. 
Die dem Unternehmen zufolge bestehenden Unterschiede 
bei den Funktionen im Vergleich zu anderen verbunde­
nen Einführern schlagen sich normalerweise in den VVG- 
Kosten nieder, die von der Kommission anhand tatsäch­
licher Daten des Unternehmens ermittelt wurden. Daher 
kann diesem Vorbringen nicht stattgegeben werden. Des 
Weiteren sei angemerkt, dass im vorstehend genannten 
Fall der Wolframelektroden die von dem verbundenen 
Einführer importierte Ware in das von der verbundenen 
Gruppe hergestellte nachgelagerte Produkt eingebaut 
wurde und dass dieser verbundene Einführer auch andere 
Tätigkeiten als die eines Handelsunternehmens ausübte. 
Aufgrund dieser komplexen Struktur wurde der Gewinn
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unabhängiger Einführer als nicht hinreichend repräsenta­
tiv erachtet. Die Situation in diesem Fall ist nicht ver­
gleichbar mit der Situation des betreffenden verbundenen 
malaysischen Einführers, der lediglich Handelsfunktionen 
ausübt. Aus den unter Randnummer 29 angeführten 
Gründen wird jedoch die fragliche Gewinnspanne auf 
5 % berichtigt. Da zur Bestimmung des Ausfuhrpreises 
keine weiteren Stellungnahmen vorliegen, werden die 
vorläufigen Feststellungen unter den Randnummern 52 
bis 54 der vorläufigen Verordnung — mit der vorstehend 
genannten Änderung — bestätigt. 

3.3. Vergleich 

(48) Nach der vorläufigen Unterrichtung brachte ein malaysi­
scher Ausführer erneut vor (siehe Randnummer 57 der 
vorläufigen Verordnung), bei seinem verbundenen Ein­
führer in der Union handele es sich tatsächlich um die 
Ausfuhrabteilung des Herstellers; bei der Festsetzung des 
Preises ab Werk käme es zu überhöhten Abzügen, wenn 
Berichtigungen für VVG-Kosten und für Gewinne nach 
Artikel 2 Absatz 9 der Grundverordnung in vollem Um­
fang vorgenommen würden. Dem Unternehmen zufolge 
sollte ersatzweise eine ähnliche Berichtigung bei der Be­
rechnung des Normalwerts erfolgen. Diese Forderung 
wurde in der nach der endgültigen Unterrichtung abge­
gebenen Stellungnahme erneut erhoben. Es wurden je­
doch keine neuen Argumente vorgelegt, die zu einer 
Änderung der diesbezüglichen Schlussfolgerungen Anlass 
gegeben hätten. Insbesondere wird daran erinnert, dass 
das verbundene Unternehmen Abnehmern in der Union 
Rechnungen ausstellte und von Abnehmern in der Union 
auch Zahlungen entgegennahm. Zudem wurden für die 
Verkäufe des verbundenen Unternehmens Aufschläge ab­
gerechnet. Darüber hinaus ging aus der Finanzbuchhal­
tung des verbundenen Unternehmens hervor, dass zwi­
schen Einfuhr und Wiederverkauf normale VVG-Kosten 
ausgewiesen wurden. Demnach übt das verbundene Un­
ternehmen tatsächlich die typischen Funktionen eines 
Einführers aus. Schließlich ist auch zu beachten, dass 
der Hersteller in Malaysia auch Direktverkäufe an un­
abhängige Kunden in der Union und in anderen Ländern 
tätigte. Zu dem letztgenannten Punkt verwies das Unter­
nehmen auf das Interpipe-Urteil und brachte dabei ähn­
liche Argumente vor wie die indonesischen ausführenden 
Hersteller. Aus den bereits unter Randnummer 33 erläu­
terten Gründen sind die Umstände dieses Falles jedoch 
anders als die im Interpipe-Urteil erörterten Umstände. 
Des Weiteren steht die Behauptung des malaysischen 
Ausführers, die unabhängigen Verkäufe des Unterneh­
mens würden von seinem verbundenen Einführer in der 
Union abgewickelt, der dabei als Ausfuhrabteilung des 
malaysischen Unternehmens fungiere, im Widerspruch 
zu den während des Kontrollbesuchs vorgelegten Erklä­
rungen, bei denen in diesem Zusammenhang vielmehr 
die Schlüsselrolle der Muttergesellschaft in Japan betont 
wurde. Diese Untersuchungsergebnisse führen zu der 
Schlussfolgerung, dass die Berichtigung für VVG-Kosten 
und für Gewinne beibehalten werden sollte und eine 
ähnliche Berichtigung für die Berechnung des Normal­
werts nicht gerechtfertigt ist. 

(49) Dasselbe Unternehmen brachte des Weiteren vor, be­
stimmte Vertriebskosten seines verbundenen Einführers 
seien bei der rechnerischen Ermittlung des Ausfuhrpreises 
zweimal abgezogen worden. Die Berechnungen wurden 

geprüft und, da das Vorbringen für gerechtfertigt befun­
den wurde, entsprechend berichtigt. 

(50) Einer der malaysischen Ausführer wandte ein, der Ver­
gleich zwischen dem Normalwert und dem Ausfuhrpreis 
sollte nicht auf den durch Warenkontrollnummern (Pro­
duct Control Numbers — „PCN“) bezeichneten Waren­
typen beruhen, sondern auf der Grundlage der eigenen 
Warencodes des Unternehmens vorgenommen werden. 
Diesem Unternehmen zufolge würden die Besonderheiten 
des Herstellungsverfahrens und die Unterschiede bei Kos­
ten und Preisen durch die bei der Untersuchung verwen­
deten PCN nicht hinreichend genau erfasst. Zur Unter­
mauerung seines Vorbringens verwies das Unternehmen 
darauf, dass einige seiner Waren nach unterschiedlichen 
Herstellungsverfahren und unter Verwendung unter­
schiedlicher Grundrohstoffe hergestellt würden, was zu 
höheren Produktionskosten je Einheit führe. Es sei ange­
merkt, dass dieses Vorbringen weder im Rahmen der 
vorläufigen Untersuchung noch während des Kontroll­
besuches vor Ort geäußert worden war. Im Übrigen 
würde die Verwendung der eigenen Warencodes des Un­
ternehmens bei der Berechnung das Problem der unter­
schiedlichen Herstellungsmethoden nicht lösen, da die 
Warencodes desselben Unternehmens auch für Waren 
verwendet wurden, die aus unterschiedlichen Herstel­
lungsverfahren hervorgehen. Mithin wird das Vorbringen 
zurückgewiesen. 

(51) Da zum Vergleich keine Stellungnahmen eingingen, wer­
den die vorläufigen Feststellungen unter den Randnum­
mern 55 bis 58 der vorläufigen Verordnung — mit der 
unter Randnummer 49 dargelegten Änderung — bestä­
tigt. 

3.4. Dumpingspanne 

(52) Nach der vorläufigen Unterrichtung nahm ein malaysi­
scher Hersteller, der keine Ausfuhren in die Union tätigte, 
zu Randnummer 60 der vorläufigen Verordnung Stel­
lung, indem er erklärte, es gebe in Malaysia noch andere 
Hersteller der betroffenen Ware. Hierzu ist anzumerken, 
dass die Präsenz eines zusätzlichen Herstellers in Malay­
sia, der keine Ausfuhren in die Union tätigt, nichts an 
den Feststellungen zum Umfang der Mitarbeit in Malaysia 
ändert, da kein Beweis dafür vorgelegt wurde, dass nicht 
alle Ausfuhren der betroffenen Ware in die Union im UZ 
auf die untersuchten Unternehmen entfielen. Ferner kri­
tisierte derselbe malaysischer Hersteller die Tatsache, dass 
für Hersteller wie ihn, die im UZ keine Ausfuhren in die 
Union tätigten, der residuale Zollsatz gelten würde. 
Hierzu ist anzumerken, dass Unternehmen, die im UZ 
keine Ausfuhren in die Union tätigten, keinen unterneh­
mensspezifischen Zollsatz erhalten können. Sobald diese 
Unternehmen jedoch auszuführen beginnen oder eine 
unwiderrufliche Verpflichtung zum Verkauf in die Union 
eingehen, können sie nach Artikel 11 Absatz 4 der 
Grundverordnung einen Antrag auf Einleitung einer 
Überprüfung für neue Ausführer stellen; wenn die dort 
genannten Bedingungen erfüllt sind, können sie einen 
unternehmensspezifischen Zollsatz erhalten. 

(53) Einer der malaysischen Hersteller verlangte, der cif-Wert, 
der als Grundlage für die Berechnung der in Prozent 
ausgedrückten Dumpingspanne verwendet wurde, sollte 
nicht auf dem bei den Zollbehörden angegebenen Preis 
beruhen, sondern aus dem Weiterverkaufspreis abzüglich 
aller nach der Einfuhr in die Union angefallenen Kosten
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abgeleitet werden. Da jedoch der cif-Preis die Grundlage 
für die Zollwertanmeldungen an der Grenze der Union 
bildete und offensichtlich auch richtig angegeben wurde, 
muss dieser Preis auch als Grundlage für die Berechnung 
des Prozentsatzes der Dumpingspanne verwendet wer­
den. Das Unternehmen machte geltend, zwischen den 
Lieferungen aus Malaysia und deren Zollabfertigung 
zum Zweck des Weiterverkaufs in der Union vergehe 
eine gewisse Zeit. Hierzu ist festzustellen, dass auch dann, 
wenn die Rechnungen für die Zollabfertigung erst zu 
einem späteren Zeitpunkt ausgestellt werden und dabei 
die Preise auf der Fifo-Methode (First in, first out) zur 
Bewertung der Lagerbestände beruhen, doch immer 
noch der Verrechnungspreis und nicht der Weiterver­
kaufspreis die Grundlage für die Berechnung des Zoll­
werts bildet. Dem Vorbringen wird daher nicht stattgege­
ben. 

(54) Da zur Berechnung der Dumpingspanne keine weiteren 
Stellungnahmen eingingen, werden die Feststellungen un­
ter den Randnummern 59 und 60 der vorläufigen Ver­
ordnung bestätigt. 

(55) Die endgültige Dumpingspanne, ausgedrückt in Prozent 
des cif-Nettopreises frei Grenze der Union, unverzollt, 
wird wie folgt festgelegt: 

Unternehmen Endgültige Dumpingspanne 

KL-Kepong Oleomas Sdn. Bhd. 3,3 % 

Emery Oleochemicals (M) Sdn. 
Bhd 

5,3 % 

Fatty Chemical Malaysia Sdn. 
Bhd. 

5,7 % 

Alle übrigen Unternehmen 5,7 % 

D. SCHÄDIGUNG 

1. Vorbemerkungen 

(56) Nach der Veröffentlichung der vorläufigen Verordnung 
stellte sich heraus, dass die Verbrauchszahlen aufgrund 
eines Schreibfehlers geringfügig korrigiert werden muss­
ten. Dies wiederum führte zu geringfügigen Änderungen 
bei der Verkaufsmenge, beim Marktanteil des Wirtschafts­
zweigs der Union sowie beim Marktanteil der betroffenen 
Länder. Allerdings haben diese Korrekturen keine nen­
nenswerten Auswirkungen auf die im Bezugszeitraum 
auf dem Unionsmarkt beobachteten Entwicklungen des 
Verbrauchs, der Verkaufsmenge, des Marktanteils des 
Wirtschaftszweigs der Union und des Marktanteils der 
betroffenen Länder und auf die daraus gezogenen 
Schlussfolgerungen. 

2. Produktion der Union und Wirtschaftszweig der 
Union 

(57) Wie unter Randnummer 62 der vorläufigen Verordnung 
festgestellt, wurde die gleichartige Ware von den beiden 
Antragstellern und von kleinen Herstellern in der Union 
gefertigt. Wie unter den Randnummern 11 und 12 aus­
geführt, wurden Hersteller, die FOH mit verzweigten Iso­
meren herstellen, aus der Definition der EU-Produktion 
von FOH ausgeschlossen. Ungeachtet des unter 

Randnummer 56 erläuterten Sachverhalts wird der unter 
den Randnummern 62 und 63 der vorläufigen Verord­
nung definierte Wirtschaftszweig der Union bestätigt. 

(58) Einer der beiden Antragsteller wurde von einem Unter­
nehmen übernommen, das an dem laufenden Verfahren 
als Verwender beteiligt ist. Dieser Antragsteller nahm 
nach der Veröffentlichung der vorläufigen Verordnung 
eine neutrale Haltung ein. 

(59) Einige Parteien stellten daher die Unterstützung für die 
Untersuchung oder ihre Repräsentativität in Frage und 
machten geltend, dass die Unterstützung während der 
gesamten Untersuchung gegeben sein müsse. 

(60) Eine Analyse dieses Vorbringens ergab, dass auf den ver­
bleibenden Antragsteller über 40 % der gesamten Uni­
onsproduktion entfallen und damit mehr als 25 % der 
Gesamtproduktion der Union und 100 % der den Antrag 
unterstützenden oder ablehnenden FOH-Hersteller in der 
Union. Somit sind die nach Artikel 5 Absatz 4 der 
Grundverordnung erforderlichen Schwellenwerte von 
25 % und 50 % voll und ganz erfüllt und die Repräsen­
tativität kann bestätigt werden. 

(61) Einige Parteien machten geltend, die beiden Antragsteller 
sollten nicht als dem Wirtschaftszweig der Union zu­
gehörig betrachtet werden, da beide im UZ die betroffene 
Ware eingeführt hätten. Eine Überprüfung ergab jedoch, 
dass der prozentuale Anteil der von diesen Unternehmen 
aus den betroffenen Ländern eingeführten Ware unerheb­
lich war im Vergleich zu ihrer Produktion der gleicharti­
gen Ware. Außerdem waren diese Einfuhren überwiegend 
zeitlich begrenzt. Folglich kann bestätigt werden, dass die 
Kernaktivität dieser Unternehmen in Herstellung und Ver­
kauf der gleichartigen Ware besteht. Die Feststellungen 
unter den Randnummern 62 und 63 der vorläufigen 
Verordnung werden daher bestätigt. 

3. Unionsverbrauch 

(62) Da zum Unionsverbrauch keine Stellungnahmen eingin­
gen, werden die Randnummern 64 bis 66 der vorläufigen 
Verordnung bestätigt. 

4. Einfuhren aus den betroffenen Ländern in die 
Union und Preisunterbietung 

4.1. Kumulierung 

(63) Einige Parteien sprachen sich gegen die kumulative Beur­
teilung der drei betroffenen Länder in der vorläufigen 
Verordnung aus. Ihrer Auffassung nach waren die Bedin­
gungen für eine Kumulierung nach Artikel 3 Absatz 4 
der Grundverordnung nicht erfüllt. Eine Kumulierung sei 
insbesondere deshalb ausgeschlossen, weil für eines der 
Länder eine negative Unterbietung festgestellt worden sei. 
Darüber hinaus hätten sich die Verkaufsmengen für die 
drei Ausfuhrländer im Bezugszeitraum unterschiedlich 
entwickelt und auch der Zugang zu Rohstoffen und die 
in den drei Ausfuhrländern verwendeten Rohstoffe seien 
unterschiedlich gewesen. Schließlich seien Ausfuhrver­
käufe aus einem der betroffenen Länder über verbundene 
Unternehmen abgewickelt worden. Ihrer Meinung nach 
herrschten auf dem Unionsmarkt auch unterschiedliche 
Wettbewerbsbedingungen für die betroffenen Länder. 
Falls die Einfuhren einer Ware aus mehr als einem 
Land gleichzeitig Gegenstand von Antidumpingunter­
suchungen sind, werden nach Artikel 3 Absatz 4 der
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Grundverordnung die Auswirkungen dieser Einfuhren 
nur dann kumulativ beurteilt, wenn festgestellt wird, 
dass a) die ermittelte Dumpingspanne für die Einfuhren 
aus jedem einzelnen Land den in Artikel 9 Absatz 3 
genannten Mindestprozentsatz übersteigt und das Volu­
men der Einfuhren aus jedem einzelnen Land nicht un­
erheblich ist, und dass b) eine kumulative Beurteilung der 
Auswirkungen der Einfuhren in Anbetracht der Wett­
bewerbsbedingungen zwischen den eingeführten Waren 
und der Wettbewerbsbedingungen zwischen den einge­
führten Waren und der gleichartigen Ware der Union 
angemessen ist. 

a) Wie unter Nummer 4.3.2 der vorläufigen Verordnung 
erläutert, war das Volumen der gedumpten Einfuhren 
für jedes der betroffenen Länder nicht unerheblich, 
und die gedumpten Einfuhren blieben im Bezugszeit­
raum deutlich präsent. 

b) Es wurde festgestellt, dass der Wettbewerb und die 
Preisfestsetzung in Bezug auf die eingeführten Waren 
und die gleichartige Ware in den betroffenen Ländern 
ähnlich waren, dies gilt insbesondere für den UZ. Wie 
unter Randnummer 127 der vorläufigen Verordnung 
dargelegt, lagen die für die betroffenen Länder ermit­
telten Schadensbeseitigungsschwellen deutlich über 
der Geringfügigkeitsschwelle von 2 %. Mithin gibt 
die Preisunterbietung nicht exakt die Situation wider, 
die auf einem Markt mit effektivem Preiswettbewerb 
entstehen würde. Außerdem wurden die Absatzkanäle 
und die Preisentwicklungen für jedes der betroffenen 
Länder analysiert und für ähnlich befunden (siehe un­
tenstehende Tabelle). Die Einfuhrpreise der betroffe­
nen Länder wiesen einen Abwärtstrend auf; im UZ 
waren sie im Vergleich zu den Durchschnittspreisen 
des Wirtschaftszweigs der Union besonders niedrig. 

Einfuhren aufgrund von 
Eurostat-Daten 

(nur betroffene Ware) 
2007 2008 2009 UZ 

Durchschnittspreis 
(EUR/Tonne) Malaysia 

911 944 799 857 

Index: 2007 = 100 100 104 88 94 

Jährliche Differenz 
in % 

3,6 – 15,4 7,3 

Durchschnittspreis 
(EUR/Tonne) Indone­
sien 

996 1 169 899 912 

Index: 2007 = 100 100 117 90 92 

Jährliche Differenz 
in % 

17,3 – 23,1 1,4 

Durchschnittspreis 
(EUR/Tonne) Indien 

997 1 141 897 915 

Index: 2007 = 100 100 114 90 92 

Jährliche Differenz 
in % 

14,4 – 21,4 2,1 

(64) Die Feststellungen unter den Randnummern 67 bis 70 
der vorläufigen Verordnung werden daher bestätigt. 

4.2. Volumen, Preis und Marktanteil der gedumpten Einfuh­
ren aus den betroffenen Ländern 

(65) Da zu Volumen, Preis und Marktanteil der gedumpten 
Einfuhren aus den betroffenen Ländern keine Stellung­
nahmen eingingen, werden die Feststellungen unter den 
Randnummern 71 bis 73 der vorläufigen Verordnung 
bestätigt. 

4.3. Preisunterbietung 

(66) Einige Parteien wandten ein, die Rohstoffpreise für aus 
natürlichen Ölen und Fetten hergestellte FOH und für aus 
synthetischen Grundstoffen wie Rohöl oder Mineralöl 
hergestellte FOH seien unterschiedlich; um diesen Unter­
schieden bei den Produktionskosten, die sich aus den 
unterschiedlichen Herstellungsverfahren ergäben, Rech­
nung zu tragen, hätte ein zusätzliches Kriterium für die 
Warenkontrollnummer (PCN) eingeführt werden sollen. 
Die PCN werden jedoch anhand der individuellen Eigen­
schaften jeder Unterkategorie von Artikeln festgelegt, die 
unter die Definition der betroffenen Ware fallen, und 
nicht anhand der Preise der einzelnen Artikel. Außerdem 
wurde festgestellt, dass sich die grundlegenden Eigen­
schaften von aus natürlichen Ölen und Fetten hergestell­
ten FOH und von aus Rohöl oder Mineralöl hergestellten 
FOH nicht wesentlich voneinander unterscheiden und 
dass der Unterschied bei den Produktionskosten so ge­
ringfügig ist, dass eine unterschiedliche Warenkontroll­
nummer nicht gerechtfertigt wäre. Daher wurde dieses 
Vorbringen zurückgewiesen. 

(67) Bestimmte Parteien brachten vor, die Zahl für die nach 
der Einfuhr anfallenden Kosten (rund 3 % des Einfuhr­
preises), die zur Festlegung der Preisunterbietungsspanne 
für die betroffenen Länder herangezogen wurde, sei un­
klar und in diesem Fall offensichtlich nicht angemessen. 
Aus den im Laufe der Untersuchung geprüften Informa­
tionen geht jedoch hervor, dass einführende Parteien, wie 
Einführer und Verwender, diesen nach der Einfuhr anfal­
lenden Betrag zahlen mussten, um die betroffene Ware 
auf dem Unionsmarkt in den zollrechtlich freien Verkehr 
zu überführen. Außerdem legten die Parteien keine Be­
weise dafür vor, dass die nach der Einfuhr anfallenden 
Kosten in diesem Fall nicht korrekt ermittelt worden 
waren. Das Vorbringen wurde daher zurückgewiesen. 
Die unter den Randnummern 74 und 75 der vorläufigen 
Verordnung beschriebene Methode zur Berechnung der 
Preisunterbietung wird bestätigt. 

5. Wirtschaftliche Lage des Wirtschaftszweigs der 
Union 

5.1. Vorbemerkungen 

(68) Die Kommission vertrat die Auffassung, dass die Daten, 
die von dem Antragsteller, der seine Unterstützung zu­
rückgezogen hatte, übermittelt und in dessen Betriebs­
stätten vor Ort überprüft worden waren, ungeachtet der 
Veränderung der Eigentümerverhältnisse (siehe Randnum­
mer 58) nicht automatisch von der Schadensanalyse aus­
genommen werden sollten, da seine Produktion weiterhin 
Teil der Unionsproduktion bleibt. 

(69) Manche Parteien argumentierten, dass einige von Unter­
nehmen des Wirtschaftzweigs der Union vorgelegte Da­
ten, insbesondere Daten zu ihren Käufen der betroffenen 
Ware mit Ursprung in Indien, Malaysia und Indonesien,
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aus der Schadensanalyse und der Berechnung der Scha­
densspanne ausgenommen werden sollten, da jede angeb­
liche Schädigung im Zusammenhang mit diesen Käufen 
selbstverschuldet sei. Wie jedoch unter Randnummer 63 
der vorläufigen Verordnung erläutert, wurden diese Käufe 
hauptsächlich aufgrund der vorübergehenden Schließung 
einer der Produktionsstätten eines Herstellers getätigt. 
Außerdem waren sie im Vergleich zur Gesamtproduktion 
der Antragsteller unerheblich. Daher gab es keine zwin­
genden Gründe, die Käufe der betreffenden Hersteller aus 
der Schadensanalyse oder der Berechnung der Schadens­
beseitigungsschwelle auszunehmen. 

(70) Die Vorbemerkungen unter Randnummer 76 der vorläu­
figen Verordnung werden bestätigt. 

5.2. Produktion, Produktionskapazität und Kapazitätsauslas­
tung, Verkäufen und Marktanteil 

(71) Da zu Produktion, Produktionskapazität, Kapazitätsaus­
lastung, Verkäufe und Marktanteil des Wirtschaftszweigs 
der Union keine Stellungnahmen eingingen, werden die 
Feststellungen unter den Randnummern 77 bis 81 der 
vorläufigen Verordnung bestätigt. 

5.3. Durchschnittliche Preise je Einheit für den Wirtschafts­
zweig der Union 

(72) Nach der Veröffentlichung der vorläufigen Verordnung 
stellte sich heraus, dass die durchschnittlichen Preise je 
Einheit für den Wirtschaftszweig der Union aufgrund 
eines Schreibfehlers korrigiert werden mussten. Die fol­
gende Tabelle enthält die korrigierte Entwicklung des 
Preises je Einheit für den Wirtschaftszweig der Union 
im Bezugszeitraum. 

Preis je Einheit, 
Verkäufe an 
unabhängige 

Abnehmer in der 
Union 

2007 2008 2009 UZ 

Index: 2007 = 100 100 123 102 96 

Jährliche Differenz 
in % 

22,6 % – 16,9 % – 5,3 % 

Quelle: Fragebogenantworten 

(73) Entgegen der Feststellung unter Randnummer 84 der vor­
läufigen Verordnung gingen die Preise des Wirtschafts­
zweigs der Union im Bezugszeitraum um 4 % zurück. 
Von 2008 bis 2009 kam es zu einem erheblichen Preis­
rückgang, im UZ sanken die Preise weiter. In diesem 
Zeitraum ging der Verkaufspreis um 22 % zurück. Die 
genannte Korrektur hat keine Auswirkungen auf die 
Schlussfolgerung zur wirtschaftlichen Lage des Wirt­
schaftszweigs der Union; da zum durchschnittlichen Preis 
je Einheit für den Wirtschaftszweig der Union keine Stel­
lungnahmen eingingen, werden die Feststellungen unter 
den Randnummern 82 und 83 der vorläufigen Verord­
nung bestätigt. 

5.4. Lagerbestände; Beschäftigung, Löhne und Produktivität; 
Rentabilität, Cashflow, Investitionen, Kapitalrendite und 
Kapitalbeschaffungsmöglichkeit; Wachstum; Höhe der tat­
sächlichen Dumpingspanne 

(74) Einige Parteien behaupteten, es sei nicht möglich, dass 
der Wirtschaftszweig der Union Schaden nehme, denn 

Unternehmen, die zum Wirtschaftszweig der Union zähl­
ten, seien vertikal integriert und führten die betroffene 
Ware aus Drittländern ein. Daher könnten sie die einge­
führte Ware für ihre nachgelagerte Produktion verwenden 
und ihre nicht gewinnbringende Produktion verkaufen. 

(75) Es ist darauf hinzuweisen, dass in bestimmten Antidum­
pinguntersuchungen Hersteller wie Stahlhersteller und 
Hersteller chemischer Erzeugnisse, die in diesen Fällen 
in die Definition des Wirtschaftszweigs der Union ein­
bezogen waren, über eine nachgelagerte Unternehmens­
tätigkeit verfügen und dass ein Teil ihrer Produktion der 
betroffenen Ware für den Eigenverbrauch bestimmt ist. 
Dessen ungeachtet wird in einem solchen Fall die Mög­
lichkeit einer bedeutenden Schädigung des Wirtschafts­
zweigs der Union ausschließlich für die Produktion und 
den Verkauf der betroffenen Ware untersucht. Wie unter 
den Randnummern 77 bis 93 der vorläufigen Verord­
nung erläutert, wurde im vorliegenden Fall für die Ge­
schäftstätigkeit im Zusammenhang mit der betroffenen 
Ware eine bedeutende Schädigung festgestellt. Die Par­
teien legten keine Beweise dafür vor, dass die Feststel­
lungen unter diesen Randnummern nicht korrekt sind 
oder dass der Wirtschaftszweig der Union im UZ keine 
bedeutende Schädigung erlitt. Das Vorbringen wird daher 
zurückgewiesen. 

(76) Einige Parteien wandten ein, die Stilllegung eines Teils der 
Produktionskapazität durch die Antragsteller vermittle ein 
irreführendes Bild von ihrer angeblichen Schädigung. Es 
gäbe andere Hersteller in der Union, die zur Produktions­
kapazität in der Union beitrügen; außerdem habe der 
Wirtschaftszweig der Union seine Kapazitäten durch 
neue Investitionen ausgebaut. Dies deute kaum auf einen 
geschädigten Wirtschaftszweig hin. Andere Parteien 
machten geltend, der Rückgang der Investitionen weise 
nicht auf eine Schädigung hin, sondern auf eine Verlage­
rung der Produktion in Länder außerhalb der Union. 

(77) Wie unter Randnummer 78 der vorläufigen Verordnung 
erläutert, wurde bei der Untersuchung festgestellt, dass 
die Produktionskapazität des Wirtschaftszweigs der 
Union 2008 zwar um 9 % stieg, dann aber im UZ um 
10 % sank. Dieser Rückgang ist auf Entscheidungen zu­
rückzuführen, die getroffen wurden, um sich gegen die 
Konkurrenz aus den betroffenen Ländern zu behaupten; 
auch die in der Folge vorgenommenen vorübergehenden 
Schließungen waren durch den Wettbewerbsdruck der 
gedumpten Einfuhren bedingt. Was die Investitionen an­
belangt, so wurde unter Randnummer 89 der vorläufigen 
Verordnung festgestellt, dass im Bezugszeitraum die In­
vestitionen des Wirtschaftszweigs der Union innerhalb 
der Union um 35 % zurückgingen. Dies ist einer von 
mehreren Schadensindikatoren, die die Schlussfolgerung 
unter den Randnummern 92 und 93 der vorläufigen 
Verordnung zuließen, wonach der Wirtschaftszweig der 
Union im UZ eine bedeutende Schädigung erlitt. 

(78) Da zu Lagerbeständen, Beschäftigung, Löhnen und Pro­
duktivität, Rentabilität, Cashflow, Investitionen, Kapital­
rendite und Kapitalbeschaffungsmöglichkeit, Wachstum 
und Höhe der tatsächlichen Dumpingspanne keine wei­
teren Stellungnahmen eingingen, werden die Feststellun­
gen unter den Randnummern 85 bis 91 der vorläufigen 
Verordnung bestätigt.
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5.5. Entwicklungen nach dem UZ 

(79) Einige Parteien behaupteten, es gäbe keine Beweise für 
eine bedeutende Schädigung des Wirtschaftszweigs der 
Union, und die Tatsache, dass einer der beiden ursprüng­
lichen Antragsteller seine Unterstützung für die Unter­
suchung zurückgezogen habe, zeige, dass er keine Schä­
digung erleide. Außerdem ergäben die Schadensindikato­
ren für den verbleibenden Antragsteller keinen Hinweis 
auf eine Schädigung. 

(80) Es ist darauf hinzuweisen, dass das fragliche Unterneh­
men sich nicht gegen die Untersuchung aussprach, son­
dern eine neutrale Haltung einnahm. Daher hielt es die 
Kommission nach wie vor für angemessen, beide Unions­
hersteller weiterhin als zum Wirtschaftszweig der Union 
zugehörig zu betrachten (siehe Randnummer 57). 

(81) Es wurde vorgebracht, dass nach dem UZ ein deutlicher 
Preisanstieg zu verzeichnen gewesen sei, und dass die 
Preisentwicklungen in diesen Zeitraum sich unmittelbar 
in Gewinnen für die Antragsteller niederschlagen würden; 
die Antragsteller selbst hätten in ihren öffentlichen Erklä­
rungen für den Zeitraum 2010-2011 bessere Ergebnisse 
vorhergesagt. 

(82) Einige Parteien betonten nachdrücklich, dass sich die Lage 
des Wirtschaftszweigs der Union nach dem UZ deutlich 
verbessert habe und dass einige Unternehmen Pläne zum 
Bau neuer Anlagen in der Union hätten. Darüber hinaus 
wurde beantragt, dass die Kommission die Maßnahmen 
aufgrund des jüngsten Anstiegs der Einfuhrpreise aussetzt 
oder einen Mindesteinfuhrpreis („MEP“) einführt. 

(83) In der Regel werden im Rahmen einer Antidumping­
untersuchung Ereignisse, die nach dem UZ eintraten, 
nicht berücksichtigt. Außerdem wurden keine Beweise 
dafür vorgelegt, dass die nach dem UZ eingetretenen 
Ereignisse offenkundig, unbestritten und von Dauer sind. 
Eine etwaige Aussetzung der endgültigen Maßnahmen 
sollte auf der Grundlage von Entwicklungen nach dem 
UZ erwogen werden, die von Dauer sind. 

(84) Was die Einführung eines MEP anbelangt, so vertritt die 
Kommission die Auffassung, dass die Umstände diese 
nicht rechtfertigen (siehe Randnummern 121 bis 124). 
Daher werden alle obengenannten Vorbringen zurück­
gewiesen. 

6. Schlussfolgerung zur Schädigung 

(85) Die Untersuchung bestätigte, dass die meisten Schadens­
indikatoren für den Wirtschaftszweig der Union im Be­
zugszeitraum einen Abwärtstrend aufwiesen. Aus den ge­
nannten Gründen wird die Schlussfolgerung unter den 
Randnummer 92 und 93 der vorläufigen Verordnung 
bestätigt, dass der Wirtschaftszweig der Union im UZ 
eine bedeutende Schädigung erlitt. 

E. SCHADENSURSACHE 

1. Auswirkungen der gedumpten Einfuhren 

(86) Eine Partei merkte an, die Analyse unter Randnummer 
108 der vorläufigen Verordnung sei fehlerhaft, da sie 
offensichtlich einen Zusammenhang zwischen einem all­
gemeinen, kontinuierlichen Rückgang des Verbrauchs 

und dem Anstieg der Einfuhren herstelle, während nach 
Auffassung dieser Partei die Entwicklung der Einfuhren 
aus den betroffenen Ländern der Entwicklung des Ver­
brauchs gefolgt sei. 

(87) Es sollte klargestellt werden, dass der Verbrauch im Be­
zugszeitraum insgesamt um 2 % anstieg (siehe Randnum­
mern 64 bis 66 der vorläufigen Verordnung). Dies wi­
derlegt jedoch nicht die Tatsache, dass im Bezugszeit­
raum das Volumen und der Marktanteil der gedumpten 
Niedrigpreiseinfuhren aus den betroffenen Ländern deut­
lich zunahmen (siehe Randnummer 96 der vorläufigen 
Verordnung), während die Marktgröße nahezu unver­
ändert blieb und der Wirtschaftszweig der Union bedeu­
tende Marktanteilsverluste hinnehmen musste, insbeson­
dere zwischen 2009 und dem UZ. 

(88) Einige Parteien wandten ein, dass die Entwicklungen der 
Einfuhren aus den betroffenen Ländern nicht mit der 
Verschlechterung der Wirtschaftslage des Wirtschafts­
zweigs der Union, insbesondere der Verkaufsmenge, des 
Verkaufswerts und der Rentabilität, im Zusammenhang 
stünden. Die Rentabilität des Wirtschaftszweigs der 
Union sei gestiegen, als die Einfuhren im Jahr 2008 zu­
nahmen, und anschließend deutlich gefallen, während die 
Einfuhren konstant blieben. 

(89) Im Gegensatz zu der obengenannten Behauptung deute­
ten die Untersuchungsergebnisse auf eine allgemeine Kor­
relation zwischen den gedumpten Niedrigpreiseinfuhren 
und der Schädigung des Wirtschaftszweigs der Union im 
gesamten Bezugszeitraum hin (siehe Randnummern 95 
bis 98 der vorläufigen Verordnung). Außerdem ergab 
die Untersuchung, dass der Wirtschaftszweig der Union 
sich aufgrund der verstärkten Präsenz gedumpter Nied­
rigpreiseinfuhren auf dem Unionsmarkt im Bezugszeit­
raum nicht erholen konnte. Das Vorbringen sollte daher 
zurückgewiesen werden. 

(90) Ferner wurde geltend gemacht, dass sich die Einfuhren 
für einzelne von manchen ausführenden Herstellern pro­
duzierte Alkoholtypen unterschiedlich entwickelten und 
dass deshalb für diese Alkohole eine gesonderte Scha­
densanalyse durchgeführt werden sollte. Diese in die Wa­
rendefinition einbezogenen unterschiedlichen Typen wei­
sen jedoch dieselben grundlegenden Eigenschaften auf. 
Bei der Untersuchung wurden keine wesentlichen Unter­
schiede zwischen aus verschiedenen Rohstoffen her­
gestellten FOH festgestellt. Daher gibt es in diesem Fall 
keinen Grund, die Entwicklungen für die einzelnen Alko­
holtypen gesondert zu analysieren. 

(91) Des Weiteren wurde vorgebracht, dass Indien keine Schä­
digung angelastet werden könne, da die Einfuhren aus 
dem Land im Bezugszeitraum nicht zugenommen hätten, 
vor allem nicht, wenn die Käufe der Antragsteller unbe­
rücksichtigt blieben. Es stellte sich jedoch heraus, dass die 
Einfuhren aus Indien zu gedumpten Preisen auf den Uni­
onsmarkt gelangten und dass die Schadensspanne weit 
über der Geringfügigkeitsschwelle von 2 % lag. Wie unter 
den Randnummern 63 bis 65 erläutert, waren die Bedin­
gungen für eine kumulative Beurteilung der betroffenen 
Länder erfüllt. Daher sollte dieses Vorbringen zurück­
gewiesen werden.
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(92) Darüber hinaus wurde argumentiert, den Unternehmen, 
deren Preisunterbietungsspanne negativ sei, könne keine 
Schädigung angelastet werden, und damit auch nicht den 
Einfuhren aus Indonesien insgesamt. 

(93) Wie unter den Randnummern 63 bis 65 ausgeführt, wa­
ren alle Bedingungen für eine kumulative Beurteilung der 
betroffenen Einfuhren erfüllt. Dementsprechend wurden 
die Auswirkungen der gedumpten Niedrigpreiseinfuhren 
mit Ursprung in den betroffenen Ländern auf den Wirt­
schaftszweig der Union bei der Analyse des Schadens 
und der Schadensursache zusammen beurteilt. Im Übri­
gen schließt die Tatsache, dass keine Preisunterbietung 
vorliegt, eine bedeutende Schädigung des Wirtschafts­
zweigs der Union nicht aus. Wie unter den Randnum­
mern 124 bis 127 der vorläufigen Verordnung dargelegt, 
wurde nämlich festgestellt, dass der Preis des Wirtschafts­
zweigs der Union zu niedrig war, um alle Produktions­
kosten zu decken und den angemessenen Gewinn zu 
erzielen, der ohne die gedumpten Einfuhren im UZ hätte 
erzielt werden können. Dieses Vorbringen wird daher 
zurückgewiesen. 

(94) Da zu den Auswirkungen der gedumpten Einfuhren keine 
weiteren Stellungnahmen eingingen, werden die Feststel­
lungen unter den Randnummern 95 bis 98 der vorläu­
figen Verordnung bestätigt. 

2. Auswirkungen anderer Faktoren 

(95) Mehrere Parteien brachten vor, die wahre Ursache für die 
Schädigung des Wirtschaftszweigs der Union sei in der 
Finanzkrise zu suchen, denn die stärkste Schädigung des 
Wirtschaftszweigs der Union sei zu einem Zeitpunkt er­
folgt, als sich die Einfuhren aus den betroffenen Ländern 
stabilisiert hätten. Außerdem sei die vom Wirtschafts­
zweig der Union verzeichnete Verschlechterung der Ren­
tabilität in ähnlicher Weise auch bei anderen im Chemie­
sektor tätigen Unternehmen zu beobachten gewesen. 

(96) Die Krise hat sich auf die Leistungsfähigkeit des Wirt­
schaftszweigs der Union ausgewirkt. Die Entwicklungen 
von Schadensindikatoren wie Kapazitätsauslastung und 
Verkaufsmenge zeigen, dass sich die Lage des Wirt­
schaftszweigs der Union während der Krise verschlechtert 
und mit der Erholung des Marktes wieder etwas verbes­
sert hat. Allerdings ergab die Untersuchung, dass diese 
Verbesserung für den Wirtschaftszweig der Union nicht 
ausreichend war, um sich zu erholen; seine wirtschaftli­
che Lage blieb weit hinter der Situation zu Beginn des 
Bezugszeitraums zurück. Wie unter Randnummer 89 er­
wähnt, wurde im Jahr 2008, also kurz vor Beginn der 
Finanzkrise, der stärkste Anstieg der gedumpten Einfuh­
ren aus den betroffenen Ländern und der deutlichste Ein­
bruch bei der Verkaufsmenge des Wirtschaftszweigs der 
Union verzeichnet. Nach diesem Jahr hat sich der Wirt­
schaftszweig der Union nicht mehr erholt, und die ge­
dumpten Einfuhren waren auf dem Unionsmarkt weiter­
hin massiv präsent. Dies macht deutlich, dass — un­
geachtet anderer Faktoren — die gedumpten Einfuhren 
erheblich zu der bedeutenden Schädigung des Wirt­
schaftszweigs der Union im UZ beitrugen. Daher wird 
dieses Vorbringen zurückgewiesen. 

(97) Mehrere Parteien behaupteten außerdem, die wahre Ur­
sache für die angebliche Schädigung des Wirtschafts­
zweigs der Union seien die Einfuhren aus anderen Dritt­
ländern, der Nachfragerückgang, die gestiegenen Roh­
stoffpreise und der schwierige Zugang zu diesen 

Rohstoffen, falsche Strategieentscheidungen des Wirt­
schaftszweigs der Union, der Wettbewerbsdruck auf sei­
nem nachgelagerten Markt, die rückläufige Produktion 
der für den Eigenverbrauch bestimmten betroffenen 
Ware, die allgemein veränderten Marktbedingungen und 
die Wettbewerbssituation auf dem Unionsmarkt. 

(98) Hierzu ist anzumerken, dass die obengenannten Parteien 
ihre Behauptungen nicht begründen und nicht nachwei­
sen konnten, dass andere Faktoren als die gedumpten 
Niedrigpreiseinfuhren aus den betroffenen Ländern den 
ursächlichen Zusammenhang zwischen der Schädigung 
des Wirtschaftszweigs der Union und den gedumpten 
Einfuhren entkräften. 

(99) Einige Parteien beanstandeten, die Kommission habe die 
möglichen Auswirkungen der Verkäufe von verzweigten 
FOH auf die Verkäufe der betroffenen Ware durch den 
Wirtschaftszweig der Union sowie die Folgen für dessen 
wirtschaftliche Lage nicht analysiert. Die Untersuchung 
konzentrierte sich auf die unter den Randnummern 8 
bis 12 definierte Ware; keine Partei legte zuverlässige 
Daten vor, die eine Beurteilung möglicher negativer Aus­
wirkungen der verzweigten FOH auf die wirtschaftliche 
Lage des Wirtschaftszweigs der Union ermöglicht hätten. 
Daher wird das Vorbringen zurückgewiesen. 

(100) Da zu den Auswirkungen anderer Faktoren keine Stel­
lungnahmen eingingen, werden die Feststellungen unter 
den Randnummern 99 bis 106 der vorläufigen Verord­
nung bestätigt. 

3. Schlussfolgerung zur Schadensursache 

(101) Die Untersuchung ergab keinerlei Hinweise darauf, dass 
es außer den gedumpten Niedrigpreiseinfuhren aus den 
betroffenen Ländern andere Faktoren gab, die den ursäch­
lichen Zusammenhang zwischen der bedeutenden Schä­
digung des Wirtschaftszweigs der Union und den ge­
dumpten Einfuhren entkräfteten. 

(102) Da keine Stellungnahmen bezüglich der Schlussfolgerung 
zur Schadensursache vorliegen, werden die Feststellungen 
unter den Randnummern 107 bis 110 der vorläufigen 
Verordnung bestätigt. 

F. UNIONSINTERESSE 

1. Wirtschaftszweig der Union 

(103) Da zum Interesse des Wirtschaftszweigs der Union keine 
Stellungnahmen eingingen, werden die Feststellungen un­
ter den Randnummern 112 und 113 der vorläufigen 
Verordnung bestätigt. 

2. Einführer 

(104) Da zum Interesse der Einführer keine Stellungnahmen 
eingingen, werden die Feststellungen unter den Rand­
nummern 115 und 116 der vorläufigen Verordnung be­
stätigt. 

3. Verwender 

(105) Es sei daran erinnert, dass sich die Untersuchung in Be­
zug auf die Beurteilung der möglichen Auswirkungen der 
Antidumpingmaßnahmen auf die Verwender in der 
Union hauptsächlich auf die aggregierten Daten konzen­
trierte, die von den fünf großen im Rahmen der vorläu­
figen Untersuchung aufgesuchten Verwenderunterneh­
men vorgelegt wurden.
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(106) Auf dieser Grundlage ergab die vorläufige Untersuchung, 
dass der Anteil der Kosten der betroffenen Ware an den 
Gesamtproduktionskosten dieser Gruppe bedeutend war 
und sich je nach Endprodukt zwischen 10 % und 20 % 
bewegte. Die verfügbaren Daten wurden jedoch nochmals 
überprüft und nach neuen Berechnungen und der Kor­
rektur einiger Werte liegt dieser Anteil nunmehr zwi­
schen 15 % und 25 %. Auch die durchschnittliche Ge­
winnspanne des die betroffene Ware verwendenden Ge­
schäftszweigs, die laut der vorläufigen Untersuchung für 
die Gruppe der fünf aufgesuchten Unternehmen rund 
6 % betrug, beläuft sich den neuen Berechnungen zufolge 
auf einen höheren Wert, nämlich auf rund 7,5 %. Darü­
ber hinaus wurde auch der durchschnittliche Anteil des 
die betroffene Ware verwendenden Geschäftszweigs am 
Gesamtgeschäft berichtigt. Dieser hatte den vorläufigen 
Feststellungen zufolge etwa 22 % betragen, während die 
neuen Berechnungen hierfür einen Wert von 25 % er­
geben. 

(107) Nach der Veröffentlichung der vorläufigen Verordnung 
meldeten sich einige Verwender und nahmen zu den 
Feststellungen aus der endgültigen Unterrichtung Stel­
lung. Sie stellten die unter Randnummer 118 der vor­
läufigen Verordnung dargelegte Auswahl der fünf Ver­
wenderunternehmen in Frage und argumentierten, die 
zur Beurteilung der möglichen Auswirkungen der Maß­
nahmen auf die Branche der Verwender herangezogenen 
Daten seien nicht transparent und beruhten nicht auf 
repräsentativen, sondern auf nur wenigen Parteien. Es 
wurde vorgebracht, bei der Analyse sollten die von allen 
bei der Untersuchung mitarbeitenden Verwendern vor­
gelegten Daten berücksichtigt werden. 

(108) Wie jedoch unter den Randnummern 117 und 118 der 
vorläufigen Verordnung erwähnt, entfielen auf die 21 
kooperierenden Verwender zusammen rund 25 % der 
gesamten im UZ in der Union getätigten Einkäufe der 
betroffenen Ware, während auf die fünf zur Beurteilung 
des Interesses der Verwender herangezogenen Unterneh­
men noch immer etwa 18 % dieser Einkäufe und damit 
72 % der von den kooperierenden Verwendern getätigten 
Einkäufe der betroffenen Ware entfielen. Diese fünf Ver­
wenderunternehmen waren nicht nur hinsichtlich der 
Einkaufsmenge der betroffenen Ware repräsentativ, son­
dern mit ihnen sind auch die verschiedenen Geschäfts­
zweige der Verwenderbranche sehr gut repräsentiert. Die 
fünf aufgesuchten Unternehmen stellen nämlich eine he­
terogene Gruppe dar, die nicht nur die Hersteller der 
ersten Verarbeitungsstufe, d. h. die Hersteller von Tensi­
den umfasst, sondern auch die Verwender der Tenside 
und weitere nachgelagerte Verwender. 

(109) Dennoch wurde eine umfassendere Analyse durchgeführt, 
bei der sämtliche von den kooperierenden Verwendern 
übermittelten Informationen berücksichtigt wurden. Ins­
besondere wurde eine spezielle Bewertung der möglichen 
Auswirkungen von Antidumpingzöllen auf die Tensidher­
steller als gesonderte Gruppe vorgenommen, da diese 
Gruppe durch die Einführung von Maßnahmen unter 
Umständen am stärksten betroffen sein könnte. Eine wei­
tere getrennte Analyse wurde für eine zweite Verwender­
gruppe vorgenommen, die aus allen anderen Verwender­
unternehmen bestand, die bei der Untersuchung mit­
arbeiteten. 

(110) Es wurde eine Simulation durchgeführt, um zu bewerten, 
welche Auswirkungen ein durchschnittlicher Zollsatz von 
5 % auf die Einfuhren von FOH zunächst auf alle 

kooperierenden Verwender und sodann auf die beiden 
Sondergruppen haben könnte. Die Simulation ergab, 
dass die Auswirkungen dieses Durchschnittszollsatzes 
auf die Gesamtproduktionskosten für den die betroffene 
Ware verwendenden Geschäftszweig für alle Verwender 
letztendlich mit etwa 0,09 % zu Buche schlagen würden, 
während die Auswirkungen desselben Zollsatzes auf eine 
nachgelagerte Ware, in die die betroffene Ware eingeht, 
im Falle der Tensidhersteller bei etwa 0,05 % und bei der 
zweiten Unternehmensgruppe bei etwa 0,29 % liegen 
würden. 

(111) Die Analyse zeigte darüber hinaus, dass die Tensidher­
steller in den Bereichen, in denen die untersuchte Ware 
verwendet wurde, geringere Gewinnspannen erzielten; 
diese Gruppe führte im UZ jedoch nur etwa 2,6 % ihrer 
Gesamteinkäufe der untersuchten Ware aus den betroffe­
nen Ländern ein. Des Weiteren beläuft sich der Anteil der 
FOH verwendenden Tensidsparten am Gesamtumsatz 
dieser Unternehmen auf etwa 24 %. Somit sind selbst 
bei Anwendung eines durchschnittlichen Antidumping­
zolls von 5 % die Auswirkungen auf die Produktionskos­
ten von Waren einschließlich der untersuchten Ware 
letztendlich sehr begrenzt und bezogen auf die Gesamt­
rentabilität sogar vernachlässigbar. 

(112) Einige Tensidhersteller führten jedoch an, mit Antidum­
pingzöllen könnten sie nicht mehr frei entscheiden, wo 
sie ihre Rohstoffe beziehen, wodurch es in ihrem Markt­
segment zu einer Verzerrung komme. 

(113) Wie unter Randnummer 120 der vorläufigen Verordnung 
dargelegt, wird die Einfuhr der betroffenen Ware durch 
die Höhe der Antidumpingzölle und die möglichen Aus­
wirkungen auf die Verwenderbranche und den nachgela­
gerten Markt nicht ernsthaft behindert. In der Unter­
suchung bestätigte sich, dass die endgültigen Antidum­
pingzölle nicht zu einer Verzerrung auf dem nachgela­
gerten Markt führen können. Gleichzeitig sollte es für die 
Tensidhersteller keine Schwierigkeit darstellen, diesen re­
lativ niedrigen Kostenanstieg auf die Endpreise ihrer Wa­
ren aufzuschlagen. Daher werden die Vorbringen, wo­
nach die Antidumpingzölle auf dem nachgelagerten 
Markt zu Verzerrungen führen würden, zurückgewiesen. 

(114) Nach der Unterrichtung über die endgültigen Feststellun­
gen führten einige Verwender erneut an, die Unionsher­
steller hätten ihnen die Lieferung von Waren verweigert, 
und es gebe nur wenige alternative Bezugsquellen. Wie 
jedoch unter Randnummer 120 der vorläufigen Verord­
nung dargelegt, sollte es angesichts der relativ geringen 
Höhe der vorgeschlagenen Maßnahmen nicht unmöglich 
sein, die betroffene Ware einzuführen. Außerdem war die 
Produktionskapazität der Unionshersteller im Bezugszeit­
raum nicht ausgelastet. Darüber hinaus sind Einfuhren 
auch aus anderen, keinen Maßnahmen unterliegenden 
Drittländern möglich, und die Eurostat-Zahlen für nach 
dem UZ getätigte FOH-Einfuhren aus den übrigen Län­
dern der Welt zeigen, dass diese Einfuhren zunehmen; 
dies wiederum weist darauf hin, dass die angebliche Ge­
fahr eines Versorgungsengpasses gegenstandslos ist. Da­
her wurde dieser Einwand zurückgewiesen. 

(115) Einige Verwenderverbände, die sich nicht innerhalb der 
unter Nummer 5.3 der Einleitungsbekanntmachung fest­
gelegten Frist gemeldet hatten, wandten ein, ihren Stand­
punkten insbesondere zu den möglichen Auswirkungen 
der Maßnahmen auf kleine und mittlere Unternehmen
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sowie auf spezifische Sektoren sei bei der Prüfung des 
Unionsinteresses nicht Rechnung getragen worden. 
Hierzu ist anzumerken, dass alle von diesen Verbänden 
vorgebrachten Stellungnahmen bei dieser Untersuchung 
berücksichtigt wurden. Im Übrigen wurden, wie unter 
Randnummer 109 ausgeführt, bei der Analyse des Uni­
onsinteresses sämtliche von den kooperierenden Verwen­
dern übermittelten Informationen berücksichtigt. Daher 
wurde dieser Einwand zurückgewiesen. 

(116) Mehrere Parteien forderten, im Falle der Einführung von 
Maßnahmen sollten diese auf eine Dauer von höchstens 
zwei Jahren begrenzt werden. Nach der Grundverord­
nung wird eine endgültige Antidumpingmaßnahme nor­
malerweise für eine Dauer von fünf Jahren eingeführt. Da 
keine der Parteien nachwies, dass eine Geltungsdauer von 
zwei Jahren ausreichend wäre, um das schädigende Dum­
ping unwirksam zu machen, wie in Artikel 11 Absatz 1 
der Grundverordnung verlangt, ist kein stichhaltiger 
Grund zu erkennen, warum von der üblichen Geltungs­
dauer der Maßnahmen abgewichen werden sollte. Daher 
wurde diese Forderung zurückgewiesen. 

(117) Da zum Interesse der Verwender keine weiteren Stellung­
nahmen eingingen, wird bestätigt, dass die Einführung 
endgültiger Maßnahmen gegenüber den Einfuhren der 
betroffenen Ware dem Interesse der Union nicht zu­
widerlaufen würde; die Feststellungen unter den Rand­
nummern 117 bis 121 der vorläufigen Verordnung wer­
den damit bestätigt. 

4. Schlussfolgerung zum Unionsinteresse 

(118) Aus den vorstehenden Gründen kann die unter Rand­
nummer 122 der vorläufigen Verordnung gezogene 
Schlussfolgerung bestätigt werden. Es sprechen keine 
zwingenden Gründe gegen die Einführung endgültiger 
Antidumpingzölle auf die Einfuhren von FOH aus den 
betroffenen Ländern. 

G. ENDGÜLTIGE ANTIDUMPINGMASSNAHMEN 

1. Schadensbeseitigungsschwelle 

(119) Bekanntlich betrug die im Rahmen der vorläufigen Unter­
suchung zur Berechnung der Zielgewinnspanne verwen­
dete Gewinnspanne 7,7 %. Die Antragsteller machten gel­
tend, eine Zielgewinnspanne von 15 % sei angemessener. 
In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, dass 
die Antragsteller keine nachprüfbaren Beweise übermit­
telten, die ihr Vorbringen, dass die Zielgewinnspanne zu 
niedrig sei, gestützt hätten. Daher wird vorgeschlagen, die 
vorläufige Zielgewinnspanne von 7,7 % zu bestätigen, die 
auf der Gewinnspanne beruht, welche für die gesamte 
Alkohol-Sparte des einen Antragstellers in seinem letzten 
rentabel abgeschlossenen Jahr vor dem massiven Anstieg 
der gedumpten Niedrigpreiseinfuhren erzielt wurde. 

(120) Einige Parteien behaupteten, 7,7 % sei nicht realistisch 
und zu hoch gegriffen. Sie schlugen vor, zur Ermittlung 
der Schadensbeseitigungsschwelle eine niedrigere, zwi­
schen 3 % und 5 % liegende Gewinnspanne heranzuzie­
hen. Diese Forderung wurde jedoch durch keinerlei Be­
weise belegt, die gezeigt hätten, dass der vorgeschlagene 
Wert dem Gewinn entspricht, den der Wirtschaftszweig 
der Union ohne gedumpte Einfuhren auf dem Unions­
markt erzielen könnte, und daher wurde ihr nicht statt­
gegeben. 

(121) Einige Parteien wandten ein, die Kommission habe die 
Schadensbeseitigungsschwelle fälschlicherweise auf der 

Grundlage der Zielpreisunterbietungsspanne ermittelt, 
während sie die Preisunterbietungsspanne hätte verwen­
den sollen. Im vorliegenden Fall wurde die Auffassung 
vertreten, dass die Preisunterbietungsspanne keine an­
gemessene Grundlage für die Ermittlung der Schadens­
beseitigungsschwelle für den Wirtschaftszweig der Union 
darstellt, da sie nicht das Preisniveau widerspiegeln 
würde, das ohne gedumpte Einfuhren auf dem Unions­
markt erzielt werden könnte. Der Einwand wurde daher 
zurückgewiesen. 

(122) Auf dieser Grundlage können die unter Randnummer 
127 der vorläufigen Verordnung angegebenen vorläu­
figen Schadensspannen, ausgedrückt als Prozentsatz des 
cif-Preises frei Grenze der Union, unverzollt, bestätigt 
werden. 

2. Endgültige Maßnahmen 

2.1. Form der endgültigen Maßnahmen 

(123) Wie unter den Randnummern 79 bis 84 erwähnt, for­
derten einige Parteien unter anderem die Aussetzung der 
derzeitigen Maßnahmen, da nach dem UZ eingetretene 
den Preisanstieg der betroffenen Ware auf dem Unions­
markt betreffende Ereignisse offenkundig, unbestritten 
und von Dauer seien. Diesen Parteien zufolge sollten 
darüber hinaus etwaige endgültige Maßnahmen nicht in 
Form eines Wertzolls, sondern eher in Form eines Min­
desteinfuhrpreises eingeführt werden. 

(124) Es wird jedoch die Auffassung vertreten, dass im vorlie­
genden Fall die Einführung eines Mindesteinfuhrpreises 
nicht gerechtfertigt ist. Diese Maßnahmenform könnte 
angesichts der Art der betroffenen Ware und der kom­
plexen Unternehmensstrukturen der fraglichen Ausführer 
leicht umgangen werden. 

(125) Es wird indessen eingeräumt, dass auf dem Markt für die 
betreffende Ware eine gewisse Preisempfindlichkeit 
herrscht, so dass es sinnvoll wäre, die Auswirkungen 
der endgültigen Maßnahmen, denen die Verwender in 
der Union bei etwaigen erheblichen Preissteigerungen 
der betroffenen Ware ausgesetzt wären, möglichst gering 
zu halten. Daher wird es als angemessen erachtet, die 
Form der endgültigen Maßnahmen zu ändern und statt 
Wertzöllen spezifische Zölle einzuführen. 

(126) Bei dieser Maßnahmenform dürften etwaige allzu nach­
teilige Auswirkungen auf die Verwender bei stark und 
rasch steigenden Preisen nicht über ein bestimmtes Maß 
hinausgehen. Würden die Preise andererseits zurück­
gehen, wären die Unionshersteller durch die spezifischen 
Zölle nach wie vor ausreichend geschützt. Die spezi­
fischen Zölle beruhen auf den cif-Werten der im UZ 
von den kooperierenden Unternehmen getätigten Aus­
fuhren in die Union, die mit Hilfe der monatlichen 
Wechselkurse in Euro umgerechnet und nach der so­
genannten Regel des niedrigeren Zolls mit der Dumping­
spanne oder der Schadensspanne, je nachdem, welche 
niedriger war, multipliziert wurden. 

(127) In diesem Zusammenhang forderten zwei ausführende 
Hersteller, anstelle des monatlichen Wechselkurses sollte 
der jährliche Durchschnittswert der Wechselkurse ver­
wendet werden. Es wird jedoch darauf hingewiesen, 
dass es der üblichen Vorgehensweise entspricht, Wäh­
rungsumrechnungen in Antidumpinguntersuchungen die 
monatlichen Wechselkurse zugrunde zu legen. So wurde 
auch bei dieser Untersuchung vorgegangen. Die Forde­
rung wurde daher zurückgewiesen.
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(128) Der Antragsteller machte geltend, bei der Ermittlung der 
spezifischen Zölle hätten anstelle der cif-Werte im UZ die 
jeweiligen FOH-Preise verwendet werden müssen. Es ist 
darauf hinzuweisen, dass spezifische Zölle auf der Grund­
lage der Berechnungen von Dumping und Schädigung im 
UZ ermittelt werden. Es wurden keine fundierten Argu­
mente vorgelegt, warum die Berechnung der spezifischen 
Zölle in diesem Fall auf einem Zeitraum nach dem UZ 
basieren sollte. Das Vorbringen wurde daher zurück­
gewiesen. 

2.2. Einführung der endgültigen Maßnahmen 

(129) Nach der Veröffentlichung der vorläufigen Maßnahmen 
meldete sich ein potenzieller ausführender Hersteller und 
wandte ein, der residuale Zollsatz sollte in Höhe des 
höchsten eingeführten Zollsatzes und nicht in Höhe der 
höchsten für Indonesien festgestellten Dumpingspanne 
festgesetzt werden. Der residuale Zollsatz wird jedoch 
nach der Regel des niedrigeren Zolls in Höhe der resi­
dualen Dumpingspanne oder der residualen Schadens­
spanne, je nachdem, welche niedriger ist, festgesetzt. 
Der Einwand wurde daher zurückgewiesen. 

(130) Aus den genannten Gründen sollten daher nach Artikel 9 
Absatz 4 der Grundverordnung, der sogenannten Regel 
des niedrigeren Zolls, gegenüber den Einfuhren der be­
troffenen Ware endgültige Antidumpingzölle in Höhe der 
Dumpingspanne oder der Schadensspanne, je nachdem, 
welche niedriger ist, eingeführt werden. 

(131) Alle Parteien wurden über die wesentlichen Fakten und 
Erwägungen unterrichtet, auf deren Grundlage die Einfüh­
rung endgültiger Antidumpingzölle empfohlen werden 
sollte. Nach der endgültigen Unterrichtung wurde ihnen 
ferner eine Frist zur Stellungnahme eingeräumt. Die Stel­
lungnahmen der Parteien wurden gebührend geprüft und 
die Feststellungen, soweit angezeigt, entsprechend geän­
dert. 

(132) Es werden folgende endgültige Antidumpingzölle vor­
geschlagen: 

Land Unternehmen 

Endgültiger spezifischer 
Antidumpingzoll 
(in EUR/Tonne 
Nettogewicht) 

Indien VVF Limited 46,98 

Alle übrigen 
Unternehmen 

86,99 

Indonesien P.T. Musim Mas 45,63 

Alle übrigen 
Unternehmen 

80,34 

Malaysia KL-Kepong Oleomas 
Sdn. Bhd. 

35,19 

Emery 
Oleochemicals (M) 
Sdn. Bhd. 

61,01 

Land Unternehmen 

Endgültiger spezifischer 
Antidumpingzoll 
(in EUR/Tonne 
Nettogewicht) 

Fatty Chemical 
Malaysia Sdn. Bhd 

51,07 

Alle übrigen 
Unternehmen 

61,01 

(133) Die in dieser Verordnung aufgeführten unternehmensspe­
zifischen Antidumpingzölle gelten ausschließlich für die 
Einfuhren der betroffenen Ware, die von den namentlich 
genannten juristischen Personen hergestellt wird. Einge­
führte betroffene Waren, die von anderen, nicht mit 
Name und Anschrift in Artikel 1 genannten Unterneh­
men (einschließlich der mit den ausdrücklich genannten 
Unternehmen verbundenen Unternehmen) hergestellt 
werden, können nicht von diesen unternehmensspezi­
fischen Zöllen profitieren, sondern sollten dem für „alle 
übrigen Unternehmen“ geltenden Zoll unterliegen. 

(134) Anträge auf Anwendung dieser unternehmensspezi­
fischen Antidumpingzölle (z. B. infolge einer Umfirmie­
rung oder der Errichtung neuer Produktions- oder Ver­
kaufsstätten) sind unverzüglich bei der Kommission ein­
zureichen ( 1 ), und zwar zusammen mit allen sachdienli­
chen Informationen, insbesondere über eine etwaige mit 
der Umfirmierung oder den neuen Produktions- oder 
Verkaufsstätten in Verbindung stehende Änderung der 
Tätigkeit des Unternehmens im Bereich der Produktion 
und der Inlands- und Ausfuhrverkäufe. Sofern erforder­
lich sollte diese Verordnung dann entsprechend geändert 
und die Liste der Unternehmen, für die unternehmens­
spezifische Antidumpingzollsätze gelten, aktualisiert. 

3. Verpflichtungen 

(135) Ein indischer und ein malaysischer ausführender Herstel­
ler, zusammen mit dem verbundenen Einführer, boten 
eine Preisverpflichtung nach Artikel 8 Absatz 1 der 
Grundverordnung an. Beide Verpflichtungsangebote um­
fassten zahlreiche (anhand der chemischen Spezifikation 
bestimmte) Warengruppen, wobei jede Gruppe einem 
anderen Mindesteinfuhrpreis („MEP“) unterlag; zwischen 
den Gruppen fanden sich im Falle des malaysischen Aus­
führers Preisunterschiede von bis zu 25 % und im Falle 
des indischen Ausführers von bis zu 100 %. Darüber 
hinaus variierten die Preise innerhalb der einzelnen Grup­
pen um bis zu 20 %, so dass das Risiko einer Umgehung 
durch Ausgleichsgeschäfte sehr hoch war. Außerdem 
wurde festgestellt, dass das Angebot des indischen Aus­
führers die Volatilität der Preise der betroffenen Ware 
nicht berücksichtigte. Weitere Risiken von Ausgleichs­
geschäften wurden festgestellt in Bezug auf den malaysi­
schen Ausführer und den mit ihm verbundenen Einführer 
in der Union, der die betroffene Ware nicht nur von dem 
malaysischen Ausführer bezog, sondern auch von ande­
ren Lieferanten. Überdies wäre es für die Zollbehörden 
schwierig, die chemische Spezifikation der jeweiligen 
Ware ohne Einzelanalysen zu bestimmen, was die Über­
wachung sehr aufwendig, wenn nicht undurchführbar
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machen würde. Die Verpflichtungsangebote wurden da­
her abgelehnt. Nach dem Vorschlag, die Form der Maß­
nahmen zu ändern, änderte einer der ausführenden Her­
steller sein Verpflichtungsangebot dahingehend, dass er 
einen durchschnittlichen MEP für alle Warengruppen vor­
schlug und geltend machte, eine Gefahr von Ausgleichs­
geschäften werde nicht mehr bestehen. Der andere aus­
führende Hersteller hielt sein Angebot lediglich aufrecht. 
In Anbetracht der Zahl der Warentypen und der Preis­
unterschiede zwischen ihnen könnte ein MEP jedoch die 
Wirksamkeit der Maßnahmen vollständig zunichtema­
chen. Zudem steht die vorstehend beschriebene Struktur 
der Unternehmen und ihrer Angebote der Annahme ei­
nes Verpflichtungsangebots nach wie vor entgegen. Das 
von einem der Ausführer vorgeschlagene Berichterstat­
tungs- und Preissystem wird diesen Bedenken nicht ge­
recht und würde auf jeden Fall die Überwachung sehr 
aufwändig, wenn nicht sogar unmöglich machen. Folglich 
können die Verpflichtungsangebote nicht angenommen 
werden. 

4. Endgültige Vereinnahmung der vorläufigen Anti­
dumpingzölle 

(136) Angesichts der Höhe der festgestellten Dumpingspannen 
und des Ausmaßes der Schädigung des Wirtschaftszweigs 
der Union wird es für notwendig erachtet, die Sicher­
heitsleistungen für den mit der vorläufigen Verordnung 
eingeführten vorläufigen Antidumpingzoll in Höhe der 
mit der vorliegenden Verordnung eingeführten endgülti­
gen Zölle endgültig zu vereinnahmen. Sind die endgülti­
gen Zölle niedriger als die vorläufigen, sollte der Teil der 
vorläufigen Sicherheitsleistungen, der die endgültigen 
Zollsätze übersteigt, freigegeben werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Es wird ein endgültiger Antidumpingzoll eingeführt auf 
die Einfuhren von gesättigten Fettalkoholen der C-Kettenlängen 
C8, C10, C12, C14, C16 und C18 (ohne verzweigte Isomere), 
einschließlich gesättigter Fettalkohole einer Fraktion (auch als 
„Einzelfraktionen“ oder „single cuts“ bezeichnet), sowie Fettalko­
holgemischen überwiegend der C-Kettenlängenbereiche C6-C8, 
C6-C10, C8-C10, C10-C12 (gewöhnlich als C8-C10 kategori­
siert), Fettalkoholgemischen überwiegend der C-Kettenlängen­
bereiche C12-C14, C12-C16, C12-C18, C14-C16 (gewöhnlich 
als C12-C14 kategorisiert) und Fettalkoholgemischen überwie­
gend des C-Kettenlängenbereichs C16-C18 mit Ursprung in In­
dien, Indonesien und Malaysia, die derzeit unter den KN-Codes 
ex 2905 16 85, 2905 17 00, ex 2905 19 00 und 
ex 3823 70 00 (TARIC-Codes 2905 16 85 10, 2905 19 00 60, 
3823 70 00 11 und 3823 70 00 91) eingereiht werden. 

(2) Für die in Absatz 1 beschriebene und von den nachste­
hend aufgeführten Unternehmen hergestellte Ware gelten fol­
gende endgültige Antidumpingzölle: 

Land Unternehmen 

Endgültiger 
Antidumpingzoll 
(in Euro/Tonne 
Nettogewicht) 

TARIC-Zusatzcode 

Indien VVF Ltd, 
Taloja, 
Maharashtra 

46,98 B110 

Land Unternehmen 

Endgültiger 
Antidumpingzoll 
(in Euro/Tonne 
Nettogewicht) 

TARIC-Zusatzcode 

Alle übrigen 
Unternehmen 

86,99 B999 

Indonesien P.T. Musim 
Mas, Tanjung 
Mulia, Medan, 
Sumatera Utara 

45,63 B112 

Alle übrigen 
Unternehmen 

80,34 B999 

Malaysia KL-Kepong 
Oleomas Sdn 
Bhd, Pelabuhan 
Klang, Selangor 
Darul Ehsan 

35,19 B113 

Emery 
Oleochemicals 
(M) Sdn. Bhd., 
Kuala Langat, 
Selangor 

61,01 B114 

Fatty Chemical 
Malaysia Sdn. 
Bhd. Prai, 
Penang 

51,07 B117 

Alle übrigen 
Unternehmen 

61,01 B999 

(3) Werden die Waren vor ihrer Überführung in den zoll­
rechtlich freien Verkehr beschädigt, so dass der tatsächlich ge­
zahlte oder zu zahlende Preis nach Artikel 145 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2454/93 der Kommission vom 2. Juli 1993 mit 
Durchführungsvorschriften zu der Verordnung (EWG) Nr. 
2913/92 des Rates zur Festlegung des Zollkodex der Gemein­
schaften ( 1 ) bei der Ermittlung des Zollwertes verhältnismäßig 
aufgeteilt wird, so wird der anhand der vorgenannten Beträge 
berechnete Antidumpingzoll um einen Prozentsatz herabgesetzt, 
der der verhältnismäßigen Aufteilung des tatsächlich gezahlten 
oder zu zahlenden Preises entspricht. 

(4) Sofern nichts anderes bestimmt ist, finden die geltenden 
Zollvorschriften Anwendung. 

Artikel 2 

Die Sicherheitsleistungen für den mit der Verordnung (EU) Nr. 
446/2011 eingeführten vorläufigen Antidumpingzoll werden 
endgültig vereinnahmt. Die Sicherheitsleistungen, die die endgül­
tigen Antidumpingzölle übersteigen, werden freigegeben. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Geschehen zu Brüssel am 8. November 2011. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

J. VINCENT-ROSTOWSKI
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VERORDNUNG (EU) Nr. 1139/2011 DES RATES 

vom 10. November 2011 

zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 204/2011 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage 
in Libyen 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 215, 

gestützt auf den Beschluss 2011/729/GASP des Rates vom 
10. November 2011 zur Änderung des Beschlusses 
2011/137/GASP über restriktive Maßnahmen angesichts der 
Lage in Libyen ( 1 ), 

auf gemeinsamen Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union 
für Außen- und Sicherheitspolitik und der Europäischen Kom­
mission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Resolution 1973 (2011) vom 17. März 2011 hat 
der VN-Sicherheitsrat beschlossen, dass ein Flugverbot im 
Luftraum Libyens verhängt werden sollte. 

(2) In Anwendung des Beschlusses 2011/137/GASP des Ra­
tes ( 2 ) wurde dieses Verbot in der Europäischen Union 

mit der Verordnung (EU) Nr. 204/2011 vom 2. März 
2011 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage 
in Libyen ( 3 ) in Kraft gesetzt. 

(3) Mit der Resolution 2016 (2011) vom 27. Oktober 2011 
hat der VN-Sicherheitsrat beschlossen, dass das Verbot 
beendet wird. 

(4) Infolge des Beschlusses 2011/729/GASP sollte die Be­
stimmung der Verordnung (EU) Nr. 204/2011, mit der 
das Flugverbot verhängt wurde, daher aufgehoben wer­
den — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 4b der Verordnung (EU) Nr. 204/2011 wird gestrichen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am 10. November 2011. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

M. DOWGIELEWICZ
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VERORDNUNG (EU) Nr. 1140/2011 DER KOMMISSION 

vom 8. November 2011 

über ein Fangverbot für Gabeldorsch in den EU- und in den internationalen Gewässern der Gebiete 
V, VI und VII für Schiffe unter der Flagge Spaniens 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1224/2009 des Rates vom 
20. November 2009 zur Einführung einer gemeinschaftlichen 
Kontrollregelung zur Sicherstellung der Einhaltung der Vor­
schriften der gemeinsamen Fischereipolitik ( 1 ), insbesondere auf 
Artikel 36 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) In der Verordnung (EU) Nr. 1225/2010 des Rates vom 
13. Dezember 2010 zur Festsetzung der Fangmöglich­
keiten von EU-Schiffen für Fischbestände bestimmter 
Tiefseearten für die Jahre 2011 und 2012 ( 2 ) sind die 
Quoten für 2011 und 2012 festgelegt. 

(2) Nach den der Kommission übermittelten Angaben haben 
die Fänge aus dem im Anhang der vorliegenden Verord­
nung genannten Bestand durch Schiffe, die die Flagge des 
im Anhang genannten Mitgliedstaats führen oder in die­
sem Mitgliedstaat registriert sind, die für 2011 zugeteilte 
Quote erreicht. 

(3) Daher muss die Befischung dieses Bestands verboten wer­
den — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Ausschöpfung der Quote 

Die Fangquote für den im Anhang dieser Verordnung genann­
ten Bestand, die dem ebenfalls im Anhang genannten Mitglied­
staat für das Jahr 2011 zugeteilt wurde, gilt ab dem im Anhang 
festgesetzten Zeitpunkt als ausgeschöpft. 

Artikel 2 

Verbote 

Die Befischung des im Anhang dieser Verordnung genannten 
Bestands durch Schiffe, die die Flagge des im Anhang genannten 
Mitgliedstaats führen oder in diesem Mitgliedstaat registriert 
sind, ist ab dem im Anhang festgesetzten Zeitpunkt verboten. 
Nach diesem Zeitpunkt insbesondere sind verboten das Auf­
bewahren an Bord, das Umsetzen, das Umladen und das An­
landen von Fängen aus diesem Bestand, die von den genannten 
Schiffen getätigt werden. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 8. November 2011 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Lowri EVANS 
Generaldirektorin für Maritime Angelegenheiten 

und Fischerei
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ANHANG 

Nr. 65/DSS 

Mitgliedstaat Spanien 

Bestand GFB/567- 

Art Gabeldorsch (Phycis blennoides) 

Gebiet V, VI und VII (EU- und internationale Gewässer) 

Zeitpunkt 28.9.2011
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VERORDNUNG (EU) Nr. 1141/2011 DER KOMMISSION 

vom 10. November 2011 

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 272/2009 zur Ergänzung der gemeinsamen Grundstandards 
für die Sicherheit der Zivilluftfahrt bezüglich des Einsatzes von Sicherheitsscannern an EU- 

Flughäfen 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 300/2008 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 11. März 2008 über 
gemeinsame Vorschriften für die Sicherheit der Zivilluftfahrt 
und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 2320/2002 ( 1 ), 
insbesondere auf Artikel 4 und den Anhang, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Artikel 4 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
300/2008 erlässt die Kommission allgemeine Maßnah­
men zur Änderung nicht wesentlicher Bestimmungen 
der im Anhang der genannten Verordnung festgelegten 
gemeinsamen Grundstandards durch deren Ergänzung. 

(2) Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 300/2008 
sieht außerdem vor, dass die Kommission detaillierte 
Maßnahmen für die Durchführung der gemeinsamen 
Grundstandards für die Sicherheit der Zivilluftfahrt be­
schließt, die im Anhang der genannten Verordnung fest­
gelegt sind und durch die von der Kommission nach 
Artikel 4 Absatz 2 angenommenen allgemeinen Maßnah­
men ergänzt werden. 

(3) Insbesondere die Verordnung (EG) Nr. 272/2009 der 
Kommission ( 2 ) zur Ergänzung der gemeinsamen Grund­
standards für die Sicherheit der Zivilluftfahrt enthält 
allgemeine Maßnahmen im Hinblick auf zulässige Metho­
den für die Kontrolle von Personen, die in Teil A ihres 
Anhangs aufgeführt sind. 

(4) Sicherheitsscanner sind ein effektives Mittel zur Kontrolle 
von Fluggästen und sollten für den Einsatz an EU-Flug­
häfen zugelassen werden, indem sie in die Liste der zu­
lässigen Kontrollmethoden aufgenommen werden. 

(5) Die Kommission hat den wissenschaftlichen Ausschuss 
„Neu auftretende und neu identifizierte Gesundheitsrisi­
ken“ (SCENIHR) aufgefordert, die möglichen gesundheit­
lichen Auswirkungen von Sicherheitsscannern, die mit 
ionisierenden Strahlen arbeiten, zu bewerten. Unbescha­
det der Richtlinie 96/29/Euratom des Rates vom 13. Mai 
1996 zur Festlegung der grundlegenden Sicherheitsnor­
men für den Schutz der Gesundheit der Arbeitskräfte und 
der Bevölkerung gegen die Gefahren durch ionisierende 
Strahlungen ( 3 ) und der Richtlinie 2006/95/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 
12. Dezember 2006 zur Angleichung der Rechtsvor­
schriften der Mitgliedstaaten betreffend elektrische Be­
triebsmittel zur Verwendung innerhalb bestimmter Span­
nungsgrenzen ( 4 ) werden zum jetzigen Zeitpunkt zum 
Schutz der Gesundheit und Sicherheit der Bürger aus­
schließlich Sicherheitsscanner, die nicht mit ionisierender 
Strahlung arbeiten, in die Liste der zulässigen Methoden 
für die Kontrolle von Personen zu Zwecken der Luft­
sicherheit aufgenommen. 

(6) Der Einsatz von Sicherheitsscannern sollte spezifischen 
Durchführungsbestimmungen unterliegen, die den Ein­
satz dieser Kontrollmethode einzeln oder in Kombina­
tion, als primäres oder sekundäres Mittel und unter be­
stimmten Bedingungen, die den Schutz der Grundrechte 
gewährleisten, zulassen. Diese Bestimmungen sollten ge­
mäß Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 
300/2008 separat verabschiedet werden. 

(7) Durch die Festlegung spezifischer Betriebsbedingungen 
für den Einsatz von Sicherheitsscannern und die den 
Fluggästen eingeräumte Möglichkeit, sich für alternative 
Kontrollmethoden zu entscheiden, respektieren diese Ver­
ordnung und die gemäß Artikel 4 Absatz 3 der Verord­
nung (EG) Nr. 300/2008 zu erlassenden spezifischen 
Durchführungsbestimmungen die Grundrechte und fol­
gen den Grundsätzen, die insbesondere durch die Charta 
der Grundrechte der Europäischen Union anerkannt wer­
den, einschließlich der Achtung der Menschenwürde und 
des Privat- und Familienlebens, des Rechts auf den Schutz 
personenbezogener Daten, der Rechte des Kindes, des 
Rechts auf Religionsfreiheit und des Diskriminierungsver­
bots. Die Anwendung dieser Verordnung hat unter Be­
achtung dieser Rechte und Grundsätze zu erfolgen. 

(8) Die Kommission wird in enger Abstimmung mit der 
Branche und den Mitgliedstaaten darauf hinarbeiten, 
dass möglichst bald nur noch Sicherheitsscanner mit au­
tomatisierter Bedrohungserkennung an EU-Flughäfen 
eingesetzt werden, bei denen die Auswertung der Bilder 
durch menschliche Überprüfer nicht mehr notwendig ist. 

(9) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ausschusses für Luft­
sicherheit in der Zivilluftfahrt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Anhang der Verordnung (EG) Nr. 272/2009 wird gemäß 
dem Anhang dieser Verordnung geändert.
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Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union 
in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 10. November 2011 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO 

ANHANG 

Im Anhang der Verordnung (EG) Nr. 272/2009 wird in Teil A Absatz 1 Unterabsatz 1 folgender Punkt f angefügt: 

„f) Sicherheitsscanner, die nicht mit ionisierender Strahlung arbeiten.“
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 1142/2011 DER KOMMISSION 

vom 10. November 2011 

zur Festlegung der Anhänge X und XI der Verordnung (EG) Nr. 4/2009 des Rates über die 
Zuständigkeit, das anwendbare Recht, die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen 

und die Zusammenarbeit in Unterhaltssachen 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 291 Absatz 2, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 4/2009 des Rates vom 
18. Dezember 2008 über die Zuständigkeit, das anwendbare 
Recht, die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen 
und die Zusammenarbeit in Unterhaltssachen ( 1 ), insbesondere 
Artikel 73 Absätze 1 und 2, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 des Rates vom 
27. November 2003 über die Zuständigkeit und die Anerken­
nung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und 
in Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung und zur 
Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1347/2000 ( 2 ), insbeson­
dere Artikel 70, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur 
Festlegung der allgemeinen Regeln und Grundsätze, nach denen 
die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchführungsbefug­
nisse durch die Kommission kontrollieren ( 3 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) In Anhang X der Verordnung (EG) Nr. 4/2009 sollen die 
Verwaltungsbehörden, auf die in Artikel 2 Absatz 2 der 
Verordnung Bezug genommen wird, aufgeführt werden. 

(2) Finnland, Schweden und das Vereinigte Königreich haben 
der Kommission mitgeteilt, welche Verwaltungsbehörden 
in Anhang X der Verordnung (EG) Nr. 4/2009 auf­
genommen werden sollen. 

(3) Die von Finnland, Schweden und dem Vereinigten Kö­
nigreich mitgeteilten und in Anhang I genannten Ver­
waltungsbehörden genügen den Anforderungen nach 
Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 4/2009. 

(4) In Anhang XI der Verordnung (EG) Nr. 4/2009 sollen die 
Verwaltungsbehörden, auf die in Artikel 47 Absatz 3 der 
Verordnung Bezug genommen wird, aufgeführt werden. 

(5) Finnland hat der Kommission eine zuständige Behörde 
mitgeteilt, die in Anhang XI der Verordnung (EG) Nr. 
4/2009 aufgenommen werden soll. 

(6) Das Vereinigte Königreich und Irland sind durch die Ver­
ordnung (EG) Nr. 4/2009 gebunden und beteiligen sich 
daher an der Annahme und Anwendung dieser Verord­
nung. 

(7) Dänemark beteiligt sich gemäß den Artikeln 1 und 2 des 
dem Vertrag über die Europäische Union und dem Ver­
trag über die Arbeitsweise der Europäischen Union bei­
gefügten Protokolls über die Position Dänemarks nicht 
an der Annahme dieser Verordnung, die für Dänemark 
weder bindend noch ihm gegenüber anwendbar ist; dabei 
steht es Dänemark jedoch gemäß dem Abkommen vom 
19. Oktober 2005 zwischen der Europäischen Gemein­
schaft und dem Königreich Dänemark über die gericht­
liche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstre­
ckung von Entscheidungen in Zivil- und Handels­
sachen ( 4 ) frei, sie anzuwenden. 

(8) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ausschusses betreffend 
das anwendbare Recht, die Zuständigkeit und Vollstre­
ckung in Ehesachen, in Verfahren betreffend die elterliche 
Verantwortung sowie in Bezug auf Unterhaltssachen. 

(9) Die Anhänge X und XI der Verordnung (EG) Nr. 4/2009 
sollten daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Wortlaut der Anhänge X und XI der Verordnung (EG) Nr. 
4/2009 findet sich in den Anhängen I und II dieser Verordnung. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemäß den Verträgen unmittel­
bar in den Mitgliedstaaten. 

Brüssel, den 10. November 2011 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO 

ANHANG I 

„ANHANG X 

Auflistung der in Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 4/2009 genannten Verwaltungsbehörden: 

— in Finnland der Sozialausschuss (‚Sosiaalilautakunta/Socialnämnd‘), 

— in Schweden die Vollstreckungsbehörde (‚Kronofogdemyndigheten‘), 

— im Vereinigten Königreich: 

a) in England und Wales und Schottland die Kommission für Kinderunterhaltspflicht und Vollstreckung (Child 
Maintenance and Enforcement Commission — CMEC), 

b) in Nordirland das Ministerium für soziale Entwicklung, Nordirland (Department for Social Development Northern 
Ireland — DSDNI).“ 

ANHANG II 

„ANHANG XI 

Auflistung der in Artikel 47 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 4/2009 genannten zuständigen Behörden: 

— in Finnland das Amt für Prozesskostenhilfe (‚Oikeusaputoimisto/Rättshjälpsbyrå‘).“
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 1143/2011 DER KOMMISSION 

vom 10. November 2011 

zur Genehmigung des Wirkstoffs Prochloraz gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des 
Europäischen Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln 
sowie zur Änderung des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der 

Kommission und der Entscheidung 2008/934/EG der Kommission 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 über 
das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur Auf­
hebung der Richtlinien 79/117/EWG und 91/414/EWG des Ra­
tes ( 1 ), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 2 und Artikel 78 
Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Artikel 80 Absatz 1 Buchstabe c der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009 gilt die Richtlinie 91/414/EWG des 
Rates ( 2 ) in Bezug auf das Verfahren und die Bedingungen 
für die Genehmigung von Wirkstoffen, bezüglich derer 
die Vollständigkeit gemäß Artikel 16 der Verordnung 
(EG) Nr. 33/2008 der Kommission vom 17. Januar 
2008 mit Durchführungsbestimmungen zur Richtlinie 
91/414/EWG des Rates in Bezug auf ein reguläres und 
ein beschleunigtes Verfahren für die Bewertung von 
Wirkstoffen im Rahmen des in Artikel 8 Absatz 2 dieser 
Richtlinie genannten Arbeitsprogramms, die nicht in 
Anhang I dieser Richtlinie aufgenommen wurden ( 3 ), fest­
gestellt wurde. Prochloraz gehört zu den Wirkstoffen, für 
die die Vollständigkeit gemäß der genannten Verordnung 
festgestellt wurde. 

(2) Mit den Verordnungen (EG) Nr. 451/2000 ( 4 ) und (EG) 
Nr. 1490/2002 ( 5 ) der Kommission wurden die Durch­
führungsbestimmungen für die zweite und dritte Stufe 
des Arbeitsprogramms gemäß Artikel 8 Absatz 2 der 
Richtlinie 91/414/EWG sowie eine Liste der Wirkstoffe 
festgelegt, die im Hinblick auf ihre mögliche Aufnahme 
in Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG bewertet werden 
sollen. In dieser Liste ist auch Prochloraz aufgeführt. 

(3) Gemäß Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1095/2007 der Kommission vom 20. September 2007 
zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1490/2002 mit 
weiteren Durchführungsbestimmungen für die dritte 
Stufe des Arbeitsprogramms gemäß Artikel 8 Absatz 2 
der Richtlinie 91/414/EWG des Rates und zur Änderung 
der Verordnung (EG) Nr. 2229/2004 mit weiteren 
Durchführungsbestimmungen für die vierte Stufe des Ar­
beitsprogramms gemäß Artikel 8 Absatz 2 der Richtlinie 

91/414/EWG des Rates ( 6 ) nahm der Antragsteller seinen 
Antrag auf Aufnahme des Wirkstoffs in Anhang I der 
Richtlinie 91/414/EWG innerhalb von zwei Monaten 
nach Inkrafttreten der genannten Verordnung zurück. 
Daher wurde die Entscheidung 2008/934/EG der Kom­
mission vom 5. Dezember 2008 über die Nichtaufnahme 
bestimmter Wirkstoffe in Anhang I der Richtlinie 
91/414/EWG des Rates und die Rücknahme der Zulas­
sungen für Pflanzenschutzmittel mit diesen Wirkstof­
fen ( 7 ) erlassen, mit der bestimmt wurde, Prochloraz nicht 
aufzunehmen. 

(4) Gemäß Artikel 6 Absatz 2 der Richtlinie 91/414/EWG 
stellte der ursprüngliche Antragsteller (im Folgenden „der 
Antragsteller“) einen neuen Antrag, in dem er die An­
wendung des beschleunigten Verfahrens gemäß den 
Artikeln 14 bis 19 der Verordnung (EG) Nr. 33/2008 
beantragt. 

(5) Der Antrag wurde an Irland gerichtet, das mit der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1490/2002 als berichterstattender Mit­
gliedstaat benannt worden war. Die Frist für das be­
schleunigte Verfahren wurde eingehalten. Die Spezifika­
tion des Wirkstoffs und die vorgesehenen Anwendungen 
sind identisch mit denjenigen, die Gegenstand der Ent­
scheidung 2008/934/EG waren. Der Antrag genügt fer­
ner den übrigen inhaltlichen und verfahrenstechnischen 
Anforderungen gemäß Artikel 15 der Verordnung (EG) 
Nr. 33/2008. 

(6) Irland hat die vom Antragsteller vorgelegten zusätzlichen 
Daten bewertet und einen Zusatzbericht erstellt. Es über­
mittelte diesen Bericht am 3. August 2010 der Europäi­
schen Behörde für Lebensmittelsicherheit (im Folgenden 
„die Behörde“) und der Kommission. Die Behörde leitete 
den Zusatzbericht zur Stellungnahme an die übrigen Mit­
gliedstaaten und den Antragsteller weiter und übermit­
telte der Kommission die bei ihr eingegangenen Stellung­
nahmen. Gemäß Artikel 20 Absatz 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 33/2008 und auf Ersuchen der Kommission 
legte die Behörde der Kommission am 13. Juli 2011 
ihre Schlussfolgerung zu Prochloraz ( 8 ) vor. Der Entwurf 
des Bewertungsberichts, der Zusatzbericht und die 
Schlussfolgerung der Behörde wurden von den Mitglied­
staaten und der Kommission im Ständigen Ausschuss für 
die Lebensmittelkette und Tiergesundheit geprüft und am 
27. September 2011 in Form des Überprüfungsberichts 
der Kommission für Prochloraz abgeschlossen.
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(7) Den verschiedenen Untersuchungen zufolge kann davon 
ausgegangen werden, dass Pflanzenschutzmittel, die Pro­
chloraz enthalten, die Anforderungen gemäß Artikel 5 
Absatz 1 Buchstaben a und b der Richtlinie 91/414/EWG 
grundsätzlich erfüllen, insbesondere hinsichtlich der un­
tersuchten und im Überprüfungsbericht der Kommission 
genannten Anwendungen. Daher sollte der Wirkstoff 
Prochloraz gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 
genehmigt werden. 

(8) Gemäß Artikel 13 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1107/2009 in Verbindung mit deren Artikel 6 und an­
gesichts des derzeitigen wissenschaftlichen und tech­
nischen Kenntnisstands sind jedoch bestimmte Auflagen 
und Einschränkungen notwendig. 

(9) Unbeschadet der Schlussfolgerung, dass Prochloraz ge­
nehmigt werden sollte, ist es daher insbesondere ange­
zeigt, weitere bestätigende Informationen anzufordern. 

(10) Vor der Erteilung der Genehmigung sollte eine angemes­
sene Frist eingeräumt werden, um es den Mitgliedstaaten 
und den Betroffenen zu ermöglichen, sich auf die daraus 
entstehenden neuen Anforderungen vorzubereiten. 

(11) Unbeschadet der in der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 
festgelegten Verpflichtungen aufgrund der Genehmigung 
sollte angesichts der besonderen Situation, die der Über­
gang von der Richtlinie 91/414/EWG zur Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009 mit sich bringt, jedoch Folgendes 
gelten: Die Mitgliedstaaten sollten nach der Erteilung 
der Genehmigung über einen Zeitraum von sechs Mona­
ten verfügen, um die Zulassungen für Prochloraz enthal­
tende Pflanzenschutzmittel zu überprüfen. Sie sollten gel­
tende Zulassungen je nach Sachlage ändern, ersetzen 
oder widerrufen. Abweichend von der oben genannten 
Frist ist für die Übermittlung und Bewertung der aktua­
lisierten vollständigen Unterlagen nach Anhang III für 
jedes Pflanzenschutzmittel und für jede vorgesehene An­
wendung gemäß den in der Richtlinie 91/414/EWG fest­
gelegten einheitlichen Grundsätzen ein längerer Zeitraum 
vorzusehen. 

(12) Die bisherigen Erfahrungen mit der Aufnahme von Wirk­
stoffen, die im Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 
3600/92 der Kommission vom 11. Dezember 1992 
mit Durchführungsbestimmungen für die erste Stufe des 
Arbeitsprogramms gemäß Artikel 8 Absatz 2 der Richt­
linie 91/414/EWG des Rates über das Inverkehrbringen 
von Pflanzenschutzmitteln ( 1 ) bewertet wurden, in 
Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG haben gezeigt, 
dass bei der Auslegung der Pflichten von Inhabern gel­
tender Zulassungen hinsichtlich des Datenzugangs 
Schwierigkeiten auftreten können. Um weitere Schwierig­
keiten zu vermeiden, erscheint es daher notwendig, die 
Pflichten der Mitgliedstaaten zu klären, insbesondere die 
Pflicht, zu überprüfen, ob der Inhaber einer Zulassung 
den Zugang zu Unterlagen nachweisen kann, die den 
Anforderungen des Anhangs II der genannten Richtlinie 
genügen. Diese Klärung hat jedoch nicht zur Folge, dass 

den Mitgliedstaaten oder den Zulassungsinhabern neue 
Pflichten gegenüber den bislang erlassenen Richtlinien 
zur Änderung des Anhangs I der genannten Richtlinie 
oder den Verordnungen zur Genehmigung von Wirkstof­
fen auferlegt werden. 

(13) Gemäß Artikel 13 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 
1107/2009 sollte der Anhang der Durchführungsverord­
nung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission ( 2 ) entspre­
chend geändert werden. 

(14) Mit der Entscheidung 2008/934/EG wird bestimmt, dass 
Prochloraz nicht aufgenommen wird und die Zulassun­
gen für Pflanzenschutzmittel mit diesem Wirkstoff 
bis 31. Dezember 2011 widerrufen werden müssen. 
Die Zeile betreffend Prochloraz im Anhang der genann­
ten Entscheidung sollte gestrichen werden. Daher sollte 
die Entscheidung 2008/934/EG entsprechend geändert 
werden. 

(15) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Genehmigung des Wirkstoffs 

Der in Anhang I beschriebene Wirkstoff Prochloraz wird unter 
den dort genannten Bedingungen genehmigt. 

Artikel 2 

Neubewertung von Pflanzenschutzmitteln 

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 ändern oder 
widerrufen die Mitgliedstaaten bis 30. Juni 2012 erforderlichen­
falls geltende Zulassungen für Pflanzenschutzmittel, die Prochlo­
raz als Wirkstoff enthalten. 

Bis zu diesem Datum prüfen sie insbesondere, ob die Bedingun­
gen des Anhangs I der vorliegenden Verordnung — mit Aus­
nahme der Bedingungen in Teil B der Spalte „Sonderbestim­
mungen“ dieses Anhangs — erfüllt sind und ob der Zulassungs­
inhaber Unterlagen besitzt oder Zugang zu Unterlagen hat, die 
den Anforderungen von Anhang II der Richtlinie 91/414/EWG 
im Einklang mit deren Artikel 13 Absätze 1 bis 4 und 
Artikel 62 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 entsprechen. 

(2) Abweichend von Absatz 1 unterziehen die Mitgliedstaa­
ten jedes zugelassene Pflanzenschutzmittel, das Prochloraz ent­
weder als einzigen Wirkstoff oder als einen von mehreren Wirk­
stoffen enthält, die alle bis spätestens 31. Dezember 2011 im 
Anhang der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 ge­
führt wurden, einer Neubewertung nach den einheitlichen 
Grundsätzen gemäß Artikel 29 Absatz 6 der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009, basierend auf Unterlagen, die den Anforderun­
gen von Anhang III der Richtlinie 91/414/EWG genügen, und
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unter Berücksichtigung von Teil B der Spalte „Sonderbestim­
mungen“ in Anhang I der vorliegenden Verordnung. Sie ent­
scheiden auf der Grundlage dieser Bewertung, ob das Pflanzen­
schutzmittel die Bedingungen gemäß Artikel 29 Absatz 1 der 
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 erfüllt. Nach dieser Entschei­
dung verfahren die Mitgliedstaaten wie folgt: 

a) Enthält ein Pflanzenschutzmittel Prochloraz als einzigen 
Wirkstoff, so wird die Zulassung erforderlichenfalls bis spä­
testens 31. Dezember 2015 geändert oder widerrufen, oder 

b) enthält ein Pflanzenschutzmittel Prochloraz als einen von 
mehreren Wirkstoffen, so wird die Zulassung erforderlichen­
falls entweder bis 31. Dezember 2015 oder bis zu dem 
Datum geändert bzw. widerrufen, das für eine solche Ände­
rung oder einen solchen Widerruf in der oder den Rechts­
vorschrift(en) festgelegt ist, durch die der oder die betref­
fende(n) Wirkstoff(e) in Anhang I der Richtlinie 
91/414/EWG aufgenommen wurde(n); maßgebend ist das 
späteste Datum. 

Artikel 3 

Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
540/2011 

Der Anhang der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 
wird entsprechend Anhang II der vorliegenden Verordnung ge­
ändert. 

Artikel 4 

Änderung der Entscheidung 2008/934/EG 

Die Zeile betreffend Prochloraz im Anhang der Entscheidung 
2008/934/EG wird gestrichen. 

Artikel 5 

Inkrafttreten und Anwendungsbeginn 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 1. Januar 2012. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 10. November 2011 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG I 

Gebräuchliche 
Bezeichnung, 

Kennnummern 
IUPAC-Bezeichnung Reinheit (1 ) Datum der Genehmigung Befristung der 

Genehmigung Sonderbestimmungen 

Prochloraz 

CAS-Nr. 67747-09-5 

CIPAC-Nr. 407 

N-Propyl-N-[2-(2,4,6- 
trichlorphenoxy) 
ethyl]imidazol-1- 
carboxamid 

≥ 970 g/kg 

Verunreinigungen: 

Summe der Dioxine 
und Furane (WHO- 
PCDD/T TEQ) (2 ): 
höchstens 0,01 mg/kg 

1. Januar 2012 31. Dezember 2021 TEIL A 

Nur Anwendungen als Fungizid dürfen zugelassen werden. Bei Verwendung im 
Freien darf die Menge je Anwendung 450 g/ha nicht überschreiten. 

TEIL B 

Bei der Anwendung der einheitlichen Grundsätze gemäß Artikel 29 Absatz 6 der 
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 sind die Schlussfolgerungen des vom Ständigen 
Ausschuss für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit am 27. September 2011 
abgeschlossenen Überprüfungsberichts für Prochloraz und insbesondere dessen 
Anlagen I und II zu berücksichtigen. 

Bei dieser Gesamtbewertung achten die Mitgliedstaaten insbesondere auf Folgen­
des: 

a) auf den Schutz von Anwendern und Arbeitern; sie stellen sicher, dass die 
Anwendungsbedingungen gegebenenfalls eine angemessene persönliche Schutz­
ausrüstung vorschreiben; 

b) auf das Risiko für Wasserorganismen; sie stellen sicher, dass die Zulassungs­
bedingungen gegebenenfalls Maßnahmen zur Risikominderung umfassen; 

c) auf das Langzeitrisiko für Säugetiere; sie stellen sicher, dass die Zulassungs­
bedingungen gegebenenfalls Maßnahmen zur Risikominderung umfassen. 

Die Antragsteller legen bestätigende Informationen vor über 

1. den Vergleich und die Verifizierung des Testmaterials, das in den Unterlagen 
zur Toxizität bei Säugetieren und zur Ökotoxizität verwendet wurde, mit der 
Spezifikation des technischen Materials; 

2. die Bewertung des von den Metallkomplexen von Prochloraz ausgehenden 
Risikos für die Umwelt; 

3. die auf Vögel potenziell endokrin wirkenden Eigenschaften von Prochloraz. 

Der Antragsteller übermittelt der Kommission, den Mitgliedstaaten und der Be­
hörde die Informationen gemäß den Nummern 1 und 2 bis zum 31. Dezember 
2013 und die Informationen gemäß Nummer 3 innerhalb von zwei Jahren nach 
Annahme der einschlägigen OECD-Testleitlinien für endokrine Wirkung. 

(1 ) Nähere Angaben zur Identität und Spezifikation des Wirkstoffs sind im entsprechenden Prüfungsbericht enthalten. 
(2 ) Dioxine (Summe aus polychlorierten Dibenzo-para-dioxinen (PCDD) und polychlorierten Dibenzofuranen (PCDF), ausgedrückt in Toxizitätsäquivalenten der WHO unter Verwendung der WHO-TEF (Toxizitätsäquivalenzfaktoren).
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ANHANG II 

In Teil B des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 wird folgender Eintrag angefügt: 

„20 Prochloraz 

CAS-Nr. 67747-09-5 

CIPAC-Nr. 407 

N-Propyl-N-[2-(2,4,6- 
trichlorphenoxy)ethyl] 
imidazol-1-carboxamid 

≥ 970 g/kg 

Verunreinigungen: 

Summe der Dioxine und Fu­
rane (WHO-PCDD/T -TEQ) (*): 
höchstens 0,01 mg/kg 

1. Januar 2012 31. Dezember 2021 TEIL A 

Nur Anwendungen als Fungizid dürfen zugelassen werden. Bei 
Verwendung im Freien darf die Menge je Anwendung 450 g/ha 
nicht überschreiten. 

TEIL B 

Bei der Anwendung der einheitlichen Grundsätze gemäß 
Artikel 29 Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 sind 
die Schlussfolgerungen des vom Ständigen Ausschuss für die 
Lebensmittelkette und Tiergesundheit am 27. September 2011 
abgeschlossenen Überprüfungsberichts für Prochloraz und ins­
besondere dessen Anlagen I und II zu berücksichtigen. 

Bei dieser Gesamtbewertung achten die Mitgliedstaaten insbeson­
dere auf Folgendes: 

a) auf den Schutz von Anwendern und Arbeitern; sie stellen 
sicher, dass die Anwendungsbedingungen gegebenenfalls 
eine angemessene persönliche Schutzausrüstung vorschreiben; 

b) auf das Risiko für aquatische Organismen; sie stellen sicher, 
dass die Zulassungsbedingungen gegebenenfalls Maßnahmen 
zur Risikominderung umfassen; 

c) auf das Langzeitrisiko für Säugetiere; sie stellen sicher, dass 
die Zulassungsbedingungen gegebenenfalls Maßnahmen zur 
Risikominderung umfassen. 

Die Antragsteller legen bestätigende Informationen vor über 

1. den Vergleich und die Verifizierung des Testmaterials, das in 
den Unterlagen zur Toxizität bei Säugetieren und zur Öko­
toxizität verwendet wurde, mit der Spezifikation des tech­
nischen Materials; 

2. die Bewertung des von den Metallkomplexen von Prochloraz 
ausgehenden Risikos für die Umwelt; 

3. die auf Vögel potenziell endokrin wirkenden Eigenschaften 
von Prochloraz. 

Der Antragsteller übermittelt der Kommission, den Mitgliedstaa­
ten und der Behörde die Informationen gemäß den Nummern 1 
und 2 bis zum 31. Dezember 2013 und die Informationen 
gemäß Nummer 3 innerhalb von zwei Jahren nach Annahme 
der einschlägigen OECD-Testleitlinien für endokrine Wirkung. 

(*) Dioxine (Summe aus polychlorierten Dibenzo-para-dioxinen (PCDD) und polychlorierten Dibenzofuranen (PCDF), ausgedrückt in Toxizitätsäquivalenten der WHO unter Verwendung der WHO-TEF (Toxizitätsäquivalenzfaktoren).“
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 1144/2011 DER KOMMISSION 

vom 10. November 2011 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 
der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchführungsbestim­
mungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die 
Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungserzeugnisse aus 
Obst und Gemüse ( 2 ), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handels­
verhandlungen der Uruguay-Runde von der Kommission fest­
zulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Einfuhrwerte zu 
berücksichtigenden Kriterien sind in der Durchführungsverord­
nung (EU) Nr. 543/2011 für die in ihrem Anhang XVI Teil A 
aufgeführten Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 136 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im Anhang 
der vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 11. November 2011 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 10. November 2011 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

José Manuel SILVA RODRÍGUEZ 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code ( 1 ) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 AL 64,0 
MA 48,1 
TR 85,0 
ZZ 65,7 

0707 00 05 AL 64,0 
EG 161,4 
TR 133,7 
ZZ 119,7 

0709 90 70 AR 61,1 
MA 72,3 
TR 146,9 
ZZ 93,4 

0805 20 10 MA 80,2 
ZA 103,8 
ZZ 92,0 

0805 20 30, 0805 20 50, 0805 20 70, 
0805 20 90 

HR 29,1 
IL 78,0 

MA 79,7 
TR 83,5 
UY 54,6 
ZZ 65,0 

0805 50 10 AR 58,5 
BO 59,5 
TR 58,2 
ZA 40,1 
ZZ 54,1 

0806 10 10 BR 230,0 
CL 73,3 
EC 65,7 
LB 269,8 
TR 145,4 
US 254,8 
ZA 80,8 
ZZ 160,0 

0808 10 80 CA 145,0 
CL 90,0 
CN 67,2 
MK 41,0 
ZA 175,5 
ZZ 103,7 

0808 20 50 CN 50,3 
TR 133,1 
ZZ 91,7 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
„ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 1145/2011 DER KOMMISSION 

vom 10. November 2011 

zur Festsetzung des Beihilfehöchstbetrags für die private Lagerhaltung von Olivenöl im Rahmen des 
mit der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1023/2011 eröffneten Ausschreibungsverfahrens 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), insbesondere auf Artikel 43 Buchstabe d in Verbin­
dung mit Artikel 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) In der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1023/2011 
der Kommission vom 14. Oktober 2011 zur Eröffnung 
des Ausschreibungsverfahrens für die Beihilfe für die pri­
vate Lagerhaltung von Olivenöl ( 2 ) sind zwei Ausschrei­
bungsteilzeiträume vorgesehen. 

(2) Gemäß Artikel 13 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
826/2008 der Kommission vom 20. August 2008 mit 
gemeinsamen Bestimmungen für die Gewährung von Bei­
hilfen für die private Lagerhaltung von bestimmten land­
wirtschaftlichen Erzeugnissen ( 3 ) setzt die Kommission 
auf der Grundlage der von den Mitgliedstaaten mitgeteil­
ten Angebote entweder einen Beihilfehöchstbetrag fest 
oder keinen Beihilfehöchstbetrag fest. 

(3) Auf der Grundlage der im Rahmen der zweiten Teilaus­
schreibung eingereichten Angebote ist es angebracht, für 
den am 8. November 2011 endenden Ausschreibungs­
teilzeitraum einen Beihilfehöchstbetrag für die private La­
gerhaltung von Olivenöl festzusetzen. 

(4) Um dem Markt ein schnelles Signal zu geben und eine 
effiziente Verwaltung der Maßnahme zu gewährleisten, 
sollte diese Verordnung am Tag ihrer Veröffentlichung 
im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft treten. 

(5) Der Verwaltungsausschuss für die gemeinsame Organisa­
tion der Agrarmärkte hat nicht innerhalb der ihm von 
seinem Vorsitzenden gesetzten Frist Stellung genom- 
men — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für den am 8. November 2011 endenden Ausschreibungsteil­
zeitraum im Rahmen des mit der Durchführungsverordnung 
(EU) Nr. 1023/2011 eröffneten Ausschreibungsverfahrens wird 
der Beihilfehöchstbetrag für Olivenöl im Anhang der vorliegen­
den Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts­
blatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 10. November 2011 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

José Manuel SILVA RODRÍGUEZ 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

(EUR/Tonne/Tag) 

Erzeugnis Beihilfehöchstbetrag 

Natives Olivenöl 1,3
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BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS 2011/729/GASP DES RATES 

vom 10. November 2011 

zur Änderung des Beschlusses 2011/137/GASP über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in 
Libyen 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbeson­
dere auf Artikel 29, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Rat hat am 28. Februar 2011 den Beschluss 
2011/137/GASP über restriktive Maßnahmen angesichts 
der Lage in Libyen ( 1 ) angenommen, durch den die Re­
solution 1970 (2011) des Sicherheitsrats der Vereinten 
Nationen umgesetzt wird. 

(2) Am 23. März 2011 hat der Rat den Beschluss 
2011/178/GASP ( 2 ) zur Änderung des Beschlusses 
2011/137/GASP angenommen, um die Resolution 
1973 (2011) des VN-Sicherheitsrats umzusetzen. 

(3) Am 22. September 2011 hat der Rat den Beschluss 
2011/625/GASP ( 3 ) zur Änderung des Beschlusses 
2011/137/GASP angenommen, um die Resolution 
2009 (2011) des VN-Sicherheitsrats umzusetzen. 

(4) Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hat am 
27. Oktober 2011 die Resolution 2016 (2011) an­
genommen, in der beschlossen wurde, dass die Bestim­

mungen der Ziffern 6 bis 12 der Resolution 1973 (2011) 
des VN-Sicherheitsrats nach dem 31. Oktober 2011 nicht 
mehr gelten. 

(5) Der Beschluss 2011/137/GASP sollte daher entsprechend 
geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 3a des Beschlusses 2011/137/GASP wird gestrichen. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 10. November 2011. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

M. DOWGIELEWICZ
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 9. November 2011 

über eine finanzielle Beteiligung der Union an den 2011 in Bulgarien entstandenen Kosten für 
Dringlichkeitsmaßnahmen zur Bekämpfung der Maul- und Klauenseuche 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2011) 7993) 

(Nur der bulgarische Text ist verbindlich) 

(2011/730/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Entscheidung 2009/470/EG des Rates vom 
25. Mai 2009 über bestimmte Ausgaben im Veterinärbereich ( 1 ), 
insbesondere auf Artikel 14, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Maul- und Klauenseuche ist eine hoch ansteckende 
Viruserkrankung frei lebender und als Haustiere gehalte­
ner Paarhufer; sie kann schwerwiegende Auswirkungen 
auf die Rentabilität der Tierhaltung haben und zu Han­
delsverzerrungen innerhalb der Union und bei Ausfuhren 
in Drittländer führen. 

(2) Bei einem Ausbruch der Maul- und Klauenseuche besteht 
die Gefahr, dass der Krankheitserreger durch die Verbrin­
gung lebender empfänglicher Tiere und ihrer Erzeugnisse 
in andere Haltungsbetriebe mit Tieren für die Seuche 
empfänglicher Arten innerhalb des betroffenen Mitglied­
staats, aber auch in andere Mitgliedstaaten oder Drittlän­
der eingeschleppt wird. 

(3) In der Richtlinie 2003/85/EG des Rates vom 
29. September 2003 über Maßnahmen der Gemeinschaft 
zur Bekämpfung der Maul- und Klauenseuche, zur Auf­
hebung der Richtlinien 85/511/EWG sowie der Entschei­
dungen 89/531/EWG und 91/665/EWG und zur Ände­
rung der Richtlinie 92/46/EWG ( 2 ) sind Maßnahmen fest­
gelegt, die die Mitgliedstaaten bei einem Ausbruch unver­
züglich durchführen müssen, um eine weitere Ausbrei­
tung des Virus zu verhindern. 

(4) Die Entscheidung 2009/470/EG regelt die Verfahren für 
die finanzielle Beteiligung der Union an bestimmten 
Maßnahmen im Veterinärbereich, einschließlich Dring­
lichkeitsmaßnahmen. Gemäß Artikel 14 Absatz 2 der 

genannten Entscheidung erhalten die Mitgliedstaaten eine 
finanzielle Beteiligung an den Kosten bestimmter Maß­
nahmen zur Tilgung der Maul- und Klauenseuche. 

(5) In Artikel 14 Absatz 4 der Entscheidung 2009/470/EG 
ist festgelegt, für welchen Prozentsatz der den Mitglied­
staaten entstandenen Kosten eine Finanzhilfe der Union 
gewährt werden kann. 

(6) Die Zahlung einer Finanzhilfe der Union im Rahmen der 
Dringlichkeitsmaßnahmen zur Tilgung der Maul- und 
Klauenseuche unterliegt den Bestimmungen der Verord­
nung (EG) Nr. 349/2005 der Kommission vom 
28. Februar 2005 zur Festlegung der Regeln für die ge­
meinschaftliche Finanzierung der Dringlichkeitsmaßnah­
men und der Bekämpfung bestimmter Tierseuchen ge­
mäß der Entscheidung 90/424/EWG des Rates ( 3 ). 

(7) In den ersten sechs Monaten des Jahres 2011 sind in 
Bulgarien Ausbrüche der Maul- und Klauenseuche auf­
getreten. Bulgarien hat Maßnahmen gemäß der Richtlinie 
2003/85/EG zur Bekämpfung dieser Seuche getroffen. 

(8) Die bulgarischen Behörden konnten durch Berichte, die 
dem Ständigen Ausschuss für die Lebensmittelkette und 
Tiergesundheit vorgelegt wurden, sowie durch die fort­
laufende Vorlage von Informationen über die Entwick­
lung der Seuchenlage nachweisen, dass sie die Maßnah­
men zur Seuchenbekämpfung gemäß der Richtlinie 
2003/85/EG wirksam durchgeführt haben. 

(9) Somit haben die bulgarischen Behörden ihre technischen 
und administrativen Verpflichtungen in Bezug auf die in 
Artikel 14 Absatz 2 der Entscheidung 2009/470/EG und 
Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 349/2005 vorgesehe­
nen Maßnahmen erfüllt. 

(10) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit —
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BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Finanzhilfe der Union für Bulgarien 

(1) Bulgarien erhält eine finanzielle Beteiligung an den Kos­
ten, die diesem Mitgliedstaat für Maßnahmen gemäß Artikel 14 
Absätze 2 und 4 der Entscheidung 2009/470/EG zur Bekämp­
fung der Maul- und Klauenseuche in Bulgarien in den ersten 
sechs Monaten des Jahres 2011 entstanden sind. 

(2) Die finanzielle Beteiligung der Union beträgt 60 % (sech­
zig Prozent) der gesamten zuschussfähigen Ausgaben. 

(3) Der Betrag der in Absatz 1 genannten finanziellen 
Beteiligung wird mit einem weiteren Beschluss festgesetzt, 

der gemäß dem Verfahren nach Artikel 40 Absatz 2 der Ent­
scheidung 2009/470/EG anzunehmen ist. 

Artikel 2 

Empfänger 

Dieser Beschluss ist an die Republik Bulgarien gerichtet. 

Brüssel, den 9. November 2011 

Für die Kommission 

John DALLI 
Mitglied der Kommission
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